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Das Jahr 2006 hat Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern einiges zugemutet. Mit dem Beginn einer ge-
wöhnungsbedürftigen Regierungskoalition in Berlin
wurden wir durch zahlreiche so genannte Reformdis-
kussionen herausgefordert: Gesundheitsreform, Rente
mit 67, Druck auf Arbeitslose, Kündigungsschutz und
Mitbestimmung. Die Massenentlassungen in großen
Kapitalunternehmen und zunehmend prekäre Arbeits-
verhältnisse haben unsere Welt nicht freundlicher
gemacht. Es ist also folgerichtig, wenn wir uns jetzt
bundesweit in einer Kampagne befinden, der wir das
Motto „Das geht besser – aber nicht von allein!“ gege-
ben haben. Überall dort, wo Gewerkschafterinnen und
Gewerkschafter aktiv sind, sieht es nicht nach Ver-
schnaufpause aus.

Von Herbst 2005 bis Januar 2006 haben wir mit allen
Mitgliedsgewerkschaften im DGB-Bezirk Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen-Anhalt die inhaltliche Ausrich-
tung unserer Arbeit bestimmt. Die Delegiertenkonfe-
renzen in Regionen, auf Landesebenen und für den
Gesamtbezirk trugen das Motto „Die Würde des Men-
schen ist unser Maßstab“. Dieser ethische Anspruch
steht über allen, oftmals sehr pragmatischen Aktionen,
mit denen wir im Interesse von Beschäftigten handeln.

Unser Bezirk hatte einen großen Anteil an den bundes-
weiten gewerkschaftlichen Aktionen zur EU-Dienst-
leistungsrichtlinie, an den Streiks im öffentlichen Dienst,
am Praktikanten-Aktionstag oder am Kampf gegen
Rechtsextremismus. Gleichwohl sind wir auf den jewei-
ligen Länderebenen in besonderem Maße herausgefor-
dert. Das reicht von der Begleitung der Kommunal-
wahlen in Niedersachsen oder der Landtagswahl in
Sachsen-Anhalt bis hin zur Unterstützung des DGB für
den Erhalt der Selbstständigkeit des Bundeslandes
Bremen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund reagiert
aber nicht nur auf Herausforderungen, vor die ihn Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft stellen. Der DGB ge-
staltet und fördert Innovationen – die zur Tradition
gewordenen Arbeitschutzkonferenzen in Bremen oder
Initiativen zur Beschäftigungsförderung im Umwelt-
schutz belegen das beispielhaft.

Ein früheres DGB-Motto hieß „Wer, wenn nicht WIR!“
Das „WIR!“ meint alle. Und allen gebührt Dank, insbeson-
dere den Ehrenamtlichen und auch den mit oder ohne
Funktion engagierten Mitgliedern in den Gewerkschaf-
ten. Für uns alle gilt die Verabredung „Solidarität“.

Das machen wir.

Hartmut Tölle

DGB-
Bezirksvorsitzender

Udo Gebhard

Stellvertretender 
Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert

Landesvorsitzende
Bremen

Hartmut Tölle
DGB-Bezirksvorsitzender 

Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt

Udo Gebhard
Stellvertretender DGB-Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert
DGB-Landesvorsitzende Bremen
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Die als Hartz-Reformen bekannten arbeitsmarktpoli-
tischen Veränderungen zielen unter dem Motto „För-
dern und Fordern“ in erster Linie auf ArbeitnehmerIn-
nen, nicht auf Unternehmen und auch nicht auf Be-
schäftigungs-, Wirtschafts- oder Finanzpolitik. Zwar
enthalten sie einige sinnvolle Änderungen, verbergen
jedoch unter dem Begriff Reformen vielfach Leistungs-
kürzungen, persönliche Zumutungen und Unterstellun-
gen. Betroffen davon sind nicht nur Erwerbslose bzw.
von Erwerbslosigkeit Bedrohte, sondern mittelfristig
auch diejenigen, die bislang zu den Stammbeleg-
schaften gehören. Dieser Paradigmenwechsel verschärft
die Strukturen auf dem Arbeitsmarkt und erhöht die
Anforderungen an die Politik der Gewerkschaften.

Die Lösung der technisch-organisatorischen Probleme
und die Politik des Förderns in den Arbeitsgemein-
schaften aus Kommunen und Arbeitsagenturen (ARGEn)
und Optierenden Kommunen standen 2006 im
Vordergrund. DGB Niedersachsen und Sachsen-Anhalt
haben gemeinsam im November auf einer Fachtagung
in Magdeburg Zwischenbilanz gezogen sowie Alterna-
tiven und Verbesserungen bei der Umsetzung der
Politik des Förderns aufgezeigt. Anregungen für die
weitere Arbeit in den ARGEn und Optionskommunen
sowie in den jeweiligen Beiräten wurden dort erarbeitet.

Niedersachsen

Aufgeweichtes Landesvergabegesetz
Die von CDU und FDP gebildete Landesregierung hat
Ende 2005/Anfang 2006 in einer Handstreich-Aktion
aus dem Landesvergabegesetz einen zahnlosen Tiger
gemacht. Der Schwellenwert wurde von 10.000 Euro
auf 30.000 erhöht, der öffentliche Personennah-
verkehr aus dem Gesetz gestrichen. Und die öffentli-
che Hand kann jetzt selbst entscheiden, welchen
Tarifvertrag sie als Richtschnur anwendet. Unsere mit
den Gewerkschaften IG BAU, IG Metall, ver.di und
transnet abgestimmte Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit
konnte diese Gesetzesaushebelung, die Beschäftigten
und Unternehmen schadet, leider nicht verhindern.

Erfolgloser Ausbildungspakt
Ende September 2006 hat sich die Situation auf dem
Ausbildungsmarkt enorm verschlechtert. Die Zahl der
bei den niedersächsischen Arbeitsagenturen gemelde-
ten Ausbildungsstellen ist im Vergleich zum Vorjahr um
4,4 Prozent auf 44.624 gesunken. Damit steht Nieder-
sachsen schlechter als die übrigen westdeutschen
Bundesländer da, in denen der Rückgang im Schnitt
2,9 Prozent beträgt. 3.345 Jugendliche – knapp 12 Pro-
zent mehr als im Vorjahr – hatten Ende September
noch keinen Ausbildungsplatz. Als besonders gravie-
rend bewerten wir die Zunahme der sogenannten Alt-
bewerberInnen aus früheren Schulentlassungsjahrgän-
gen, die fast die Hälfte aller BewerberInnen ausmachen.

Schwerpunkte
Arbeitsmarkt 
und Beschäftigung



Nichtsdestotrotz wollen Landesregierung und Arbeit-
geberverbände den niedersächsischen Pakt für Aus-
bildung fortsetzen. Damit tragen sie nicht zur Ent-
schärfung des Problems bei. Es geht dem Pakt nur um
neue, nicht um zusätzliche Ausbildungsplätze. Wenn
die angekündigten neuen Ausbildungsplätze nicht
geschaffen werden, sind keinerlei Handlungsoptionen
vorgesehen. Das heißt, auch wenn es insgesamt weni-
ger Ausbildungsplätze gibt als in der Vergangenheit,
kann der Pakt die angekündigte Anzahl neuer Ausbil-
dungsplätze erreichen und somit erklären, er sei
erfolgreich. Das Hauptziel des Paktes in Niedersachsen
ist mit dem des Bundespaktes identisch: Eine wie auch
immer ausgestaltete gesetzliche Umlagefinanzierung
der Ausbildung soll damit verhindert werden. Zur
Beteiligung an derartigen konsequenzlosen Absichts-
erklärungen ist der DGB nicht bereit.

Unsere Broschüre „Jugendarbeitslosigkeit und Ausbil-
dungsplatzmangel“, die wir im Juli 2006 neu aufgelegt
haben, setzt sich mit der aktuellen Situation von
Jugendlichen auseinander. Sie widerspricht den gän-
gigsten Vorurteilen, liefert Fakten und stellt verschie-
dene Lösungsansätze zur Schaffung von Ausbildung
und Arbeit vor. Wir haben sie an PolitikerInnen,
Bündnispartner und MultiplikatorInnen verteilt.

Schnellschuss Niedersachsen-Kombi
Zum 1. Juli 2006 hat die niedersächsische Landesregie-
rung einen Kombilohn eingeführt, der vorrangig
jugendliche und ältere Arbeitslose in Arbeit bringen
soll. Bereits im Vorfeld haben wir deutlich gemacht,
dass wir den Niedersachsen-Kombi sehr kritisch sehen.
Zum einen droht die Gefahr des Lohndumpings. Und
zum anderen besteht das Risiko des Drehtüreffekts.
Denn durch die Bezuschussung von Niedriglohnarbeit
wird reguläre Beschäftigung verdrängt. Neue Arbeits-
plätze entstehen dabei nicht.

Rund Dreiviertel der im Niedriglohnsektor Beschäftig-
ten besitzen eine qualifizierte Berufsausbildung oder
mindestens eine entsprechende Qualifikation. Ihnen
droht die Niedriglohnfalle. Ein Aufstieg in besser

bezahlte Jobs ist kaum möglich. Noch dazu ist keines
der bisher bekannten Kombilohn-Modelle bundesweit
bezahlbar. Nicht die Zementierung oder Ausweitung
des Niedriglohnsektors über Kombilohn, sondern seine
Überwindung und Beseitigung muss das Ziel sein. Zum
Jahresende erwarten wir daher einen praktikablen Vor-
schlag der Bundesregierung, der Mindest- und Kombi-
lohn verknüpft und die Vorschläge der Gewerkschaf-
ten aufgreift.

Die Landesregierung behauptete bereits zwei Monaten
nach Einführung des Niedersachsenkombis, damit 321
Langzeitarbeitlose in Arbeit gebracht zu haben. Wie
die Bundesagentur für Arbeit mussten wir allerdings
feststellen, dass fast drei Viertel der Geförderten zwi-
schen 25 und 49 Jahren alt sind. Die angestrebten
Zielgruppen wurden also verfehlt. Treffender gesagt:
Es wurden die Falschen gefördert.

Arm trotz Arbeit
Gegenwärtig sind die Arbeitslosenzahlen niedriger als
im Vorjahr, sozialversicherungspflichtige Beschäftigung
nimmt wieder leicht zu. Wie lange diese Tendenz
anhält, lässt sich jedoch nicht vorhersagen. Rund
380.000 gemeldete Arbeitslose Ende Oktober in
Niedersachsen sind immer noch viel zu viel, rund
2.350.000 sozialversicherungspflichtige Beschäftigte
reichen nicht aus.

Gleichzeitig müssen wir feststellen, dass auch in
Niedersachsen viele Menschen auf staatliche Unter-
stützung angewiesen sind, obwohl sie Arbeit haben. In
knapp einem Viertel aller so genannten Bedarfsge-
meinschaften, die Arbeitslosengeld (ALG) II beziehen,
leben erwerbstätige Menschen. Ihr Einkommen ist zu
niedrig, um unabhängig von Fürsorge leben zu kön-
nen. Ungelernte und Teilzeitkräfte sind nahezu doppelt
so häufig auf ergänzende Fürsorgeleistungen angewie-
sen als Beschäftigte insgesamt. Wir sehen durch diese
Zahlen unsere Forderung nach einem Mindestlohn
bekräftigt.
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Bremen

Protest gegen Arbeitsplatzvernichtung
Wegen des anhaltenden Arbeitsplatzabbaus in Bremer
und Bremerhavener Betrieben – allein 2005 waren 6.000
Arbeitsplätze verloren gegangen – organisierte der
DGB mehrere Betriebs- und Personalräteversammlun-
gen im Gewerkschaftshaus. Auf Beschluss dieser
Konferenzen rief der DGB zu einer Demonstration am
1. März mit anschließendem „Politischem Aschermitt-
woch“ auf dem Bremer Marktplatz auf. Mehr als 2.000
Beschäftigte aus allen Branchen demonstrierten gegen
die drohende Arbeitsplatzvernichtung und forderten
Unternehmen und Politik auf, ihre soziale Verantwor-
tung wahrzunehmen. Auf der Kundgebung, bei der
VertreterInnen verschiedener Betriebe über ihre Situa-
tion berichteten, erklärte die Bremer DGB-Vorsitzende
Helga Ziegert die Aktion zum Auftakt für weitere
Aktivitäten. In der Folge ist es gelungen, in mehreren
betroffenen Betrieben Schließungen abzuwenden,
Arbeitsplätze zu erhalten und den geplanten Arbeits-
platzabbau zu stoppen oder zu verringern.

Einsatz für Ausbildungsstellen
Im Land Bremen ist die Zahl betrieblicher Ausbil-
dungsstellen erneut zurückgegangen, die Agenturen
für Arbeit registrierten bis September ein Defizit von
sechs Prozent gegenüber dem Vorjahr. Der DGB hat
dies wiederholt öffentlich sowie im Bündnis für Arbeit
und Ausbildung zum Thema gemacht. Wir haben
gefordert, dass der Bremer Ausbildungspakt eine ehrli-
che Bilanz zieht statt nur die Zahl der neu eingeworbe-
nen Ausbildungsplätze als Erfolg zu verkünden.
Außerdem kritisierte der DGB die Unterbringung aus-
bildungswilliger Jugendlicher in Maßnahmen und
Warteschleifen. Schwerpunkt der Aktivitäten des DGB
war die Schaffung von betrieblichen Ausbildungs-
plätzen. Parallel dazu führte die DGB-Jugend Aktionen
zum Ausbildungsangebot und zur Qualität der
Ausbildung durch. Bei den zuständigen Politikern
konnte zumindest teilweise ein Problembewusstsein
herbeigeführt werden.

Kampf für Existenz sichernde Löhne
Zehntausend Haushalte im Land Bremen sind trotz
Arbeit auf Arbeitslosengeld II angewiesen, fünftausend
davon trotz Vollzeitarbeit. Das Thema Mindestlohn hat
der DGB deshalb nicht nur in diversen Erklärungen
öffentlich gemacht. Es stand auch im Mittelpunkt des
jährlichen „Mahls der Arbeit“ des DGB im Rathaus.
Prof. Gerhard Bäcker sprach dort zum Thema „Niedrig-
löhne – Ausweg aus der Arbeitslosigkeit oder Wegwei-
ser in eine andere Gesellschaft?“ Auch das Bremer
Sozialbündnis hat Mindestlöhne im Rahmen einer Ver-
anstaltung mit Dr. Claus Schäfer vom Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) der Hans-
Böckler-Stiftung und Dr. Martin Dietze vom Nürnber-
ger Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) diskutiert. Im Land Bremen kann der DGB bei der
Forderung nach einem Existenz sichernden Mindest-
lohn auf eine breite gesellschaftliche und politische
Unterstützung von Seiten der Mehrheitsfraktion in der
Bürgerschaft und des Präsidenten des Senats zählen.
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Sachsen-Anhalt

Keine Entlastung auf dem Arbeitsmarkt
Die Arbeitslosigkeit hat sich in Sachsen-Anhalt auf
hohem Niveau verfestigt. Eine Entlastung ist aufgrund
der wirtschaftlichen Situation des Landes nicht in
Sicht. Besonders dramatisch ist die hohe Zahl der Lang-
zeitarbeitslosen. Der überwiegende Teil der neuen
Arbeitsplätze findet sich in den unbefriedigenden Be-
reichen der Ein-Euro- und 400-Euro-Jobs sowie bei nie-
drig bezahlter Teilzeitarbeit und zeitlich befristeten
Arbeitsverhältnissen. Langfristig verfestigen sich pre-
käre Arbeitsmarktstrukturen so immer mehr.

Es ist abzusehen, dass der Arbeitsmarkt in Sachsen-
Anhalt auf längere Zeit durch ein Defizit an Arbeits-
plätzen gekennzeichnet sein wird. Deshalb besitzt
öffentlich geförderte Beschäftigung eine wichtige
beschäftigungs- sowie sozialpolitische Entlastungs-
funktion. Der DGB unterstützt daher die Modellver-
suche „Bürgerarbeit“ für einen „Ehrlichen zweiten
Arbeitsmarkt“ in Sachsen-Anhalt.

Der DGB beteiligte sich aktiv an einer Arbeitsmarkt-
konferenz des Forums für Wirtschaft und Arbeit des
Landes Sachsen-Anhalt. Wir unterstützten außerdem
Verbände und Vereine mit Rat und Hilfe auf dem
Gebiet der Arbeitsmarktpolitik. Eine enge Zusammen-
arbeit besteht mit der Landesarbeitsgemeinschaft der
Arbeitslosenzentren und –projekte in Sachsen-Anhalt.

Unterstützung der Selbstverwaltung
Die Mitglieder in den Selbstverwaltungen der Agen-
turen für Arbeit haben Beschäftigungspolitik aktiv mit-
gestaltet. Schwerpunkt ihrer Arbeit war die Umsetzung
des Gesetzes der Grundsicherung für Arbeitssuchende
nach dem SGB II. Der DGB hat sich dafür eingesetzt,
dass in den Arbeitsgemeinschaften und bei den
Landkreisen, die das Optionsmodell umsetzen, ein Bei-
rat aus Vertretern von ArbeitnehmerInnen und Arbeit-
geberInnen gebildet wird. Nun arbeiten in Sachsen-
Anhalt in 14 Kommunen Beiräte mit gewerkschaft-
lichen VertreterInnen. Diese haben vor allem auf eine

zielorientierte Verwendung der Mittel für aktive
Arbeitsmarktpolitik hingewirkt. Der DGB unterstützt
sie durch Schulungsveranstaltungen und indem er
Erfahrungsaustausch organisiert.

Auf Landesebene haben DGB, Ministerium für Wirt-
schaft und Arbeit und Regionaldirektion der Agentur
für Arbeit eine Arbeitsgruppe gebildet, in der der DGB
aktiv auf die Arbeitsmarktpolitik Einfluss nehmen kann.
Der DGB ist außerdem Mitgesellschafter und Beirats-
mitglied der Trägergesellschaft Land (TGL). Diese fun-
giert als Dienstleister bzw. Dach der Beschäftigungs-
gesellschaften in Sachsen-Anhalt und ist Träger arbeits-
marktpolitischer Programme des Landes.

Gemeinsam mit der Martin-Luther-Universität Halle
und der Hochschule Magdeburg-Stendal hat der DGB
Sachsen-Anhalt ein Qualifizierungsprogramm zu gesetz-
lichen Regelungen und Auswirkungen des ALG II ver-
einbart. Im Jahr 2006 wurden vier Veranstaltungen für
gewerkschaftliche MultiplikatorInnen durchgeführt. Das
Programm wird 2007 fortgesetzt werden.
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Niedersachsen

Der DGB hat sich stetig mit der Wirtschaftspolitik der
niedersächsischen Landesregierung auseinanderge-
setzt. Wir kritisieren, dass als Folge des Rückzugs von
einer gestaltenden, Beschäftigung fördernden Politik
und einer rigiden Kürzungspolitik keine angemessene
Schwerpunktsetzung stattfindet. Nach wie vor hat das
Land eine völlig unterdurchschnittliche Investitions-
quote. Wichtige Infrastrukturmaßnahmen und not-
wendige Zukunftsinvestitionen bleiben auf der Strecke.

Für den DGB besteht kein Zweifel, dass die CDU/FDP-
Regierung durch ihre verfehlte Politik die Weichen für
die Zukunft des Landes und der Menschen falsch stellt.
Ein Verzicht auf aktive Wirtschaftspolitik, ein Rekord-
tief bei den Investitionen, das Fehlen eines industriepo-
litischen Konzeptes, ein Vernachlässigen der Innova-
tionsstrategie und eine prozyklische Sparpolitik setzen
keine Dynamik in Bewegung, sondern koppeln Nieder-
sachsen vom Zug in Richtung Zukunft ab.

Drei Metropolregionen berühren Niedersachsen. Diese
Kooperationsform birgt Chancen in sich, qualitatives
Wachstum für mehr sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung zu organisieren. Die Metropolregionen
sind aber kein Selbstläufer. Der DGB versucht deshalb,
eine angemessene Beteiligungsmöglichkeit der Gewerk-
schaften herzustellen und Impulse zu geben.

Der DGB unterstützt die Entwicklung neuer Beschäfti-
gungsfelder in Niedersachsen. Hier geht es besonders
um die Seniorenwirtschaft und um regenerative Ener-
gie, insbesondere um die Biokraftstoffe der zweiten
Generation.

2006 haben wir einen Newsletter mit aktuellen Infor-
mationen zur Wirtschafts-, Struktur- und Umweltwelt-
politik ins Leben gerufen und vier Ausgaben erstellt.

Innovationsnetzwerke für Niedersachsen
Der DGB ist Partner des Innovationsnetzwerks Nieder-
sachsen, eines Zusammenschlusses von über 200 nie-

dersächsischen Einrichtungen aus den Bereichen
Innovationsförderung, Technologietransfer und -bera-
tung. Das Innovationsnetzwerk hat das Ziel, die
Zusammenarbeit dieser verschiedenen Einrichtungen
zu stärken und ihre Informationsquellen und Kommu-
nikationssysteme besser zu verknüpfen. Um diesen
Prozess zu unterstützen und ein innovationsfreundli-
ches Klima zu schaffen, haben sieben Landespartner
ein Innovationsbündnis geschlossen: DGB, Industrie-
und Handelskammer (IHK), Innovationszentrum, Minis-
terium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, Unterneh-
merverbände, Verein Deutscher Ingenieure und die
Vereinigung der Handwerkskammern. Sie wollen 2007
gemeinsam eine Innovationskampagne für Nieder-
sachsen starten.

Technologieberatungsstelle (TBS)
Nunmehr als GmbH hat die durch die Gewerkschaften
ins Leben gerufene TBS ihren Auftrag, die technologi-
sche, soziale und ökologische Modernisierung in
niedersächsischen Betrieben und Verwaltungen zu för-
dern, auch 2006 erfolgreich durchgeführt. Die TBS
beriet und schulte Beschäftigte, Betriebs- und Perso-
nalräte sowie Führungskräfte, um sie fit für die
Zukunft zu machen und so die Arbeits- und Lebens-
bedingungen der Beschäftigten zu verbessern.

Landeskreditausschuss
Der DGB-Bezirk hat sich intensiv an der Arbeit des
niedersächsischen Landeskreditausschusses beteiligt.
Er bringt die Belange der Beschäftigten und die
Interessen der Gewerkschaften in die Ausschussarbeit
ein und kann bei der Gestaltung von Entwicklungsper-
spektiven mitwirken.

NBank
An der Neuordnung der Wirtschaftsförderung in Nie-
dersachsen und der Gründung der neuen Wirtschafts-
förderbank (NBank) war der DGB von Anfang an betei-
ligt. Grundsätzlich haben wir die Konzentration der
Wirtschaftsförderung auf ein zentrales Institut be-
grüßt. Beratung, Bewilligung, Förderung und Beglei-
tung können nun aus einer Hand angeboten werden.

Wirtschafts- 
und Strukturpolitik
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Der Dschungel der verschiedenen Programme wird
transparenter. Diese Einrichtung ist noch relativ neu
und wird in den nächsten Jahren mit weiteren Auf-
gaben betreut werden. Deswegen achtet der DGB be-
sonders auf die Optimierung der Verwaltungsabläufe
und eine möglichst große Transparenz. Der DGB ist im
Verwaltungsbeirat der NBank mit zwei Sitzen vertreten.

KDA
Im Fachbeirat des Kirchlichen Dienstes in der Arbeits-
welt der ev.-luth. Landeskirche Hannover (KDA) arbei-
tet der DGB aktiv mit. In dieser Kooperation ist eine
Veranstaltung zum Niedriglohnsektor entstanden. Sie
wurde im November im Sprengelmuseum in Hannover
durchgeführt.

NIW und andere
Der DGB ist im Kuratorium des Niedersächsischen
Institutes für Wirtschaftsforschung (NIW) vertreten
und unterstützt die erfolgreiche Arbeit des NIW.
Darüber hinaus ist der DGB vertreten im Beirat der
Nord/LB und dem Beirat der Deutschen Bundesbank,
Hauptverwaltung Hannover. Er vertritt dort die ge-
werkschaftlichen Interessen zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung in Niedersachsen.

Bremen

Metropolregion Bremen-Oldenburg
Schwerpunkt des vergangenen Jahres war die Regio-
nale Kooperation im Nordwesten Niedersachsens und
die Vorbereitung der Gründung der Metropolregion
Bremen-Oldenburg. Gemeinsam mit dem DGB-Bezirk
sowie den DGB-Regionen Oldenburg-Wilhelmshaven
und Elbe-Weser organisierte der DGB Bremen die
Veranstaltung „Metropolregion Bremen-Oldenburg –
Motor für Beschäftigung oder leere Hülle?“ Dort wur-
den Chancen und Risiken der Metropolregion aus Sicht
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern diskutiert.
Es wurde deutlich, dass die wirtschaftlichen und sozia-
len Beziehungen sich weniger denn je an Verwaltungs-
grenzen orientieren. Eine Antwort darauf kann nur
sein, die Kooperation in der Region zu fördern, um so

die vorhandenen Potentiale für die gemeinsame
Entwicklung zu nutzen und Arbeitsplätze zu erhalten
und zu schaffen. Mit der Anerkennung der Metropol-
region Bremen-Oldenburg ist die Chance für eine wirk-
same und nachhaltige Wirtschafts- und Strukturpolitik
eröffnet worden. Beteiligung, Innovation und Qualifi-
zierung sind dabei wichtige Bausteine, um Beschäfti-
gung und Lebensqualität in unserer Region zu fördern.
Eine aktivierende, beschäftigungsorientierte Wirt-
schafts- und Strukturpolitik im Rahmen der Metropol-
region sollte auf eine qualitative Wachstumsstrategie
zielen. Sie grenzt sich bewusst ab von einer neolibera-
len Wirtschaftspolitik, die einseitig auf Kosten- und
Lohnsenkung fixiert ist und den Abbau von Arbeits-,
Sozial- und Umweltstandards zum Ziel hat. Nun werde
es darum gehen, ob die Metropolregion Bremen-
Oldenburg wirklich wirtschaftliche Impulse sowie mehr
und dauerhafte Beschäftigung erzeugen kann, so das
Ergebnis der Veranstaltung.

Im Juni machten DGB, Arbeitnehmerkammer und das
Institut für Arbeit und Wirtschaft auf einer gemeinsa-
men Pressekonferenz deutlich, dass die Arbeitnehmer-
seite mit einer starken Stimme in den entscheidenden
Gremien der Metropolregion vertreten sein muss. War
in der vorangegangenen Diskussion der DGB in diesem
Gremium nicht vorgesehen, konnte aufgrund der
Interventionen erreicht werden, dass die DGB-Regions-
vorsitzende Helga Ziegert als Delegierte für die Metro-
polversammlung Bremen-Oldenburg die Beschäftigten
vertreten wird. Ebenso wird die Arbeitnehmerkammer
Bremen in der Metropolversammlung vertreten sein.

Seit Mitte des Jahres existiert ein Arbeitskreis Bremer
Wirtschaftspolitik, in dem GewerkschaftsvertreterInnen,
WissenschaftlerInnen und politische Akteure über die
zukünftige Wirtschafts- und Strukturpolitik diskutieren
und entsprechende Forderungen formulieren werden.
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Sachsen-Anhalt

Förderbeirat
Der DGB hat sich 2006 intensiv an der Arbeit des
Förderbeirates für Mittelstands- und Technologiedar-
lehen beteiligt. Er nutzt in vielen Fällen die Mitarbeit
und Unterstützung der Gewerkschaften, um Infor-
mationen über die zu beratenden Unternehmen zu er-
halten. Da in der Vielzahl der Fälle eine Weiterexistenz
der Unternehmen ohne zusätzliche Förderung vom
Land gefährdet ist, stimmt der DGB nach Rücksprache
mit der zuständigen Gewerkschaft einer Vergabe von
Fördermitteln zu, wenn dem keine gravierenden arbeits-
und sozialrechtlichen Verstöße entgegenstehen.

Arbeitskreis Wirtschaft
Zur Abstimmung der wirtschaftspolitischen Positionen
der Gewerkschaften existiert beim DGB auf Landes-
ebene ein Arbeitskreis Wirtschaft, der sich mit Fragen
der Wirtschafts-, Struktur- und Arbeitsmarktpolitik
beschäftigt. Diesem Arbeitskreis gehören VertreterIn-
nen der Mitgliedsgewerkschaften, die DGB-Regions-
vorsitzenden sowie MitarbeiterInnen der Gesellschaft
zur Förderung arbeitsorientierter innovativer Struktur-
entwicklung in Sachsen-Anhalt e.V. (GAISA) an. In die-
sem regelmäßig tagenden Gremium wurden die Forde-
rungen des DGB zur Landtagswahl 2006 sowie die
Anforderungen an die neue Landesregierung erarbei-
tet. Die Aussagen im Koalitionsvertrag wurden intensiv
mit der tatsächlichen Politik der Landesregierung ver-
glichen und mit den Fraktionen im Landtag beraten.

Auf der Grundlage des Fortschrittsgutachtens des
Instituts für Wirtschaftsforschung (IfW) in Halle erar-
beitete der Arbeitskreis Thesen zum Aufbau Ost aus
der Sicht Sachsen-Anhalts. Der DGB Sachsen-Anhalt
arbeitet außerdem aktiv mit in der Arbeitsgruppe des
DGB-Bundesvorstandes, die derzeit ein Positionspapier
zum Aufbau Ost erarbeitet.

Tagungen und Workshops
Gewerkschaften mischen kräftig mit, wenn es um

Innovation geht. Der DGB Sachsen-Anhalt hat gemein-
sam mit dem DGB Sachsen und dem DGB Thüringen
bereits die dritte Veranstaltung „Zur Erhöhung der
Leistungs- und Innovationsfähigkeit Mitteldeutsch-
lands – eine Herausforderung für das intensivere Zu-
sammenwirken von Unternehmen, Gewerkschaften,
Verwaltungen, Hochschulen und Politik“ durchgeführt.
Innovativ sind nur die Menschen. Nicht die Technik ist
innovativ, sie ist allenfalls Ergebnis von Innovation. Inno-
vation ist ein Prozess, in dem vor allem die so genann-
ten weichen Faktoren eine Treiberfunktion haben: Bil-
dung, Wissen, Qualifikation, Teamfähigkeit und -arbeit,
Netzwerke, Kommunikation und Information, Manage-
mentsysteme, Organisationsstrukturen.

Diese Aspekte zeigen, dass Innovation heute eng ver-
knüpft ist mit dem, was Übergang zur Wissens- und
Informationsgesellschaft genannt wird. Unternehme-
rische Innovationsfähigkeit hängt stärker als bisher von
der Innovationsbereitschaft der gesamten Gesellschaft
ab. Dessen sind sich auch die Gewerkschaften be-
wusst.
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Bildungspolitik
Bildungspolitik ist einer der Schwerpunkte unserer
Arbeit. Der bezirksweite Arbeitskreis Bildung hat vier-
mal getagt. Er arbeitet in neuer Zusammensetzung,
einbezogen sind jetzt auch Kolleginnen und Kollegen
aus dem berufsbildenden Bereich. Dies entspricht den
Strukturen in den Mitgliedsgewerkschaften und den
Anforderungen an die Bildungsarbeit. Im Mittelpunkt
der Arbeit des Arbeitskreises standen die Themen er-
weiterte Selbständigkeit von Schule, Auswirkungen
der Föderalismusreform auf den Bereich Bildung sowie
die Veränderungen in der Berufsbildung nach der
Änderung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG).

Bewertung der bildungspolitischen Positionen
von Parteien
Die SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag hat
das Papier „Zukunft der Bildung“ zur Diskussion ge-
stellt, in dem alle Bereiche der Bildung vom Elementar-
bereich bis Seniorenbildung behandelt werden. Die
Mitglieder des Arbeitskreises Bildung haben die
Position des DGB zu diesem Papier erarbeitet und in
Anhörungen und Veranstaltungen vorgetragen.

Auch zur Position von Bündnis 90/Die Grünen zur
„Basisschule“ hat der DGB Stellung genommen. In
einer öffentlichen Anhörung haben wir für die DGB-
Position argumentiert und geworben.

Niedersachsen

Landesschulbeirat und Landesausschuss für
Berufsbildung
Mitglieder des Arbeitskreises Bildung arbeiten im
Landesschulbeirat und im Landesausschuss für Berufs-
bildung (LABB) beim Niedersächsischen Kultusminis-
terium mit.

In der Septembersitzung des LABB wurde ein Eckpunk-
tepapier des Kultusministeriums vorgestellt. Anlass ist
der Wegfall der Anrechung des Berufsgrundbildungs-
jahres (BGJ). Stattdessen soll es jetzt eine so genannte

Berufseinstiegsklasse geben, die einmal wiederholt wer-

den kann. Die ArbeitnehmervertreterInnen haben sich
kritisch mit dem Eckpunktepapier auseinandergesetzt
und sich dazu positioniert.

Aufgrund der Änderung des BBiG ist es möglich, Be-
rufsausbildung in vollzeitschulischer Form durchzufüh-
ren. Auch hier haben die Mitglieder des Arbeitskreises
zusammen mit den GewerkschaftsvertreterInnen im
LABB Grundsätze diskutiert und festgehalten. Es be-
steht Einigkeit darüber, dass mögliche Modelle die
duale Ausbildung nicht ersetzen sollen. Es darf da-
durch weder eine Verdrängung von Ausbildungsplät-
zen noch von Praktikumsplätzen geben. Die Ausbil-
dung muss in einem anerkannten Ausbildungsberuf
durchgeführt werden und mit einer Prüfung vor der
zuständigen Kammer enden. Im Papier werden des
Weiteren die Zielgruppe, die Finanzierung, die Lauf-
zeit, mögliche Ausbildungsberufe, der Status und die
Verantwortung für die Ausbildung beschrieben.

Zurzeit wird das Positionspapier des DGB-Bezirks
„Chancengleichheit durch Bildung II“ überarbeitet. Die
endgültige Fassung sowie die Kurzform als Flyer wer-
den im ersten Quartal 2007 vorliegen.

Die erarbeiteten Positionspapiere sind im Internet unter
www.niedersachsen.dgb.de/themen/bildungspolitik/bil
dungspolitik zu finden.

Bildungspolitik
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Bildungsreise nach Polen
Der Arbeitskreis Bildung ist in diesem Jahr nach Breslau
gefahren, um sich vor Ort in Polen über Veränderun-
gen im Bildungswesen, die vollzeitschulische Berufsaus-
bildung sowie den Hochschulbereich und die Erwach-
senenbildung zu informieren. Die Erfahrungen und
Erkenntnisse sollen wie in der Vergangenheit doku-
mentiert und veröffentlicht werden. Sie werden in die
bildungspolitische Diskussion innerhalb der Gewerk-
schaften aber auch mit der Politik einfließen. Die Ver-
öffentlichung ist für das erste Quartal 2007 geplant.

Fachtagungen
Am 15. März fand in Hannover eine Tagung zum
Thema Ausbildungsreife statt. Dr. Joachim Gerd Ulrich,
Wissenschaftler im Bundesinstitut für Berufsbildung
(BiBB), hat die Ergebnisse der BiBB-Untersuchung
„Expertenmonitor“ vorgestellt. Im zweiten Teil der
Veranstaltung referierte Hans Ulrich Nordhaus,
Abteilung Bildung und Qualifizierung beim DGB-
Bundesvorstand, zur Position des DGB zu Ausbil-
dungsreife und zum Projekt „Schule und Arbeitswelt“,
das DGB und Mitgliedsgewerkschaften durchführen.
Am 7. November referierte Hermann Nehls, Abteilung
Bildung beim DGB-Bundesvorstand, zur Qualität in der
Ausbildung und zu den Sofortmaßnahmen für zusätz-
liche Ausbildungsplätze. Hans Hoffmann, Bildungsver-
einigung ARBEIT UND LEBEN Niedersachsen e. V., stellte
die Anforderungen des DGB-Bezirks an eine Ausbil-
dung außerhalb des dualen Systems vor.

Kooperationsstellen
Der DGB koordiniert im Rahmen des „Netzwerkes
Kooperationsstellen“ die Arbeit der fünf niedersächsi-
schen Kooperationsstellen Hochschule und Gewerk-
schaften. Die Veranstaltungsreihe „Auster – Arbeit und
Wohlstand im erweiterten Europa“ wurde in diesem
Jahr fortgesetzt. Die erfolgreiche und vielfältige Arbeit
der Kooperationsstellen wird regelmäßig im Netzwerk-
info dargestellt.

Hochschulpolitik
Die Jahrestagung des Hochschulpolitischen Arbeitskrei-
ses mit einem Vertreter des Ministeriums für Wissen-
schaft und Kultur sowie VertreterInnen der Landtags-
fraktionen und der Landes-Asten-Konferenz fand im
Dezember dieses Jahres statt. Die Teilnehmenden
befassten sich mit dem „Studienplatz-Sofortprogramm
in Niedersachsen“ und diskutierten anschließend mit
den Asten-Vertretungen über geplante „Aktivitäten
gegen Studiengebühren in Niedersachsen“.

Im Hochschulpolitischen Arbeitskreis wurde außerdem
die DGB-Stellungnahme zum Anhörungsentwurf  für
eine Neufassung der Verordnung über die Lehrver-
pflichtung an Hochschulen erarbeitet.
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Bremen

Die Bildungsbehörde in Bremen hatte vor, die Zuschüsse
an Weiterbildungsmitteln für die Bildungseinrichtung
ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V. für das Jahr 2006
um 50 Prozent zu kürzen. Es wurde daher eine Unter-
schriftenaktion zum Erhalt der Einrichtung initiiert. Im
Februar 2006 konnten Bildungssenator Willi Lemke
öffentlich 6.000 Unterschriften übergeben werden.
Der DGB Bremen konnte die geplante Kürzung in den
Haushaltsberatungen erfolgreich abwenden und somit
die staatliche Finanzierung der politischen Erwachse-
nenbildung absichern.

Berufliche Bildung
Der DGB ist in den Berufsbildungsausschüssen der
Handels- und Handwerkskammern, sowie im Landes-
ausschuss für Berufliche Bildung vertreten und somit
an Entscheidungen zur beruflichen Bildung beteiligt.
Wichtiger Schwerpunkt ist es, bei der Umsetzung des
BBiG gewerkschaftliche Positionen zu vertreten.
Weiterhin verfolgt der Landesausschuss Berufliche
Bildung das Projekt „Berufsbildung 2010 in Bremen“,
das sich mit der Verbesserung der Ausbildungsplatz-
situation in Bremen beschäftigt.

Zusammenarbeit mit Hochschulen
Wie in den letzten Jahren war die Zusammenarbeit
zwischen dem DGB und dem Institut für Arbeit und
Wirtschaft (IAW) sehr konstruktiv. So gibt es unter
anderem eine intensive Zusammenarbeit in dem
Bereich Regionale Entwicklung. Das IAW war maßgeb-
lich an der Vorbereitung und Durchführung der Ver-
anstaltung des DGB „Metropolregion Bremen/ Olden-
burg – Motor für Beschäftigung oder leere Hülle?“
beteiligt (siehe auch Wirtschafts- und Strukturpolitik).

In Bremen unterhalten die Gewerkschaften das Hoch-
schulinformationsbüro für Studierende. Zwei Studie-
rende bieten dreimal pro Woche Beratung an. Zudem
werden regelmäßig Veranstaltungen und Infostände in
der Universität und der Hochschule durchgeführt. 2006
stand das Thema Generation Praktikum im Mittelpunkt.

Sachsen-Anhalt

Landesausschuss für Berufsbildung
Durchgängiges Thema aller Sitzungen des Landes-
ausschusses für Berufsbildung, in dem der DGB vertre-
ten ist, war die aktuelle Situation in der Berufsaus-
bildung. Trotz der leicht sinkenden Zahl an Bewerbe-
rInnen ist die Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt
weiter sehr angespannt. Der Rückgang an gemeldeten
betrieblichen Ausbildungsplätzen konnte nicht ge-
stoppt werden. Nur durch weitere öffentliche Förderung
durch Bund, Land und Arbeitsagentur wurde auch in
diesem Jahr ein weiterer massiver Einbruch verhindert.
Nach wie vor muss ein Teil der Jugendlichen eine voll-
zeitschulische Ausbildung aufnehmen, um einen Berufs-
einstieg zu schaffen.

Weitere Schwerpunkte der diesjährigen Arbeit im
Landesausschuss für Berufsbildung waren:

• die Novellierung des Berufsbildungsgesetzes sowie
die Übertragung der §§7 und 43 (2) auf Landes-
recht,

• die Diskussion zum Berufsbildungsbericht 2005 

• die Diskussion von Modellprojekten zur Förderung
von benachteiligten Jugendlichen oder Internatio-
nalisierung der Berufsausbildung
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• die Berufswahlorientierung

• und die Beschulung neuer Ausbildungsberufe.

Der DGB hat die inhaltliche Vorbereitung sowie die Ge-
staltung der Vorbesprechungen der Arbeitnehmerseite
organisiert.

Arbeitskreis Berufliche Bildung 
Vierteljährlich trifft sich der Arbeitskreis berufliche Bil-
dung, der sich mit der aktuellen Ausbildungssituation,
dem Stand des Bewerberjahres, Konzepten zur Berufs-
wahlkompetenz sowie der Berufsorientierung an Allge-
meinbildenden Schulen beschäftigt.

Weitere Schwerpunkte waren die Erarbeitung einer
Position des DGB Sachsen-Anhalt zu den §§ 7 und 43
Abs.2 des BBiG. Gemeinsam wurde eine Übersicht
über aktuelle Projekte und Ansätze erstellt. Weiterhin
beschäftigte sich der Arbeitskreis mit bildungs- und
berufsbildungspolitischen Themen wie der Situation
von Trägern der außerbetrieblichen Berufsausbildung
und Ausschreibungsverfahren der Agentur für Arbeit,
der Stellungnahme zum Berufsbildungsbericht 2005
oder der Stellungnahme für das Forum Wirtschaft zum
Pakt für Ausbildungsplätze in Sachsen-Anhalt.

Schulung von GewerkschaftsvertreterInnen in
Berufsbildungsausschüssen
Im April führte der DGB eine Qualifizierung für gewerk-
schaftliche VertreterInnen in Berufsbildungsausschüs-
sen durch. Schwerpunkte waren Änderungen in der
aktuellen Gesetzgebung wie das novellierte BBiG oder
das Schulgesetz Sachsen-Anhalt, Informationen zur
Ausbildungssituation und aktuelle Infos aus dem LABB.

Kontakt zu Schulen
Um eine enge Verknüpfung der Lernorte Schule und
Betrieb mit der gewerkschaftlichen Arbeit abzusichern,
arbeitet der DGB Sachsen-Anhalt im Vorstandsbereich
Berufsbildende Schulen in der GEW Sachsen-Anhalt
aktiv mit. Im Rahmen der Mitarbeit im Landesschul-
beirat sind wir aktiv bei der Erarbeitung von Stellung-
nahmen und werden bei Bedarf koordinierend tätig.

Hochschulen
An der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg exi-
stiert ein Hochschulinformationsbüro, das der DGB
gemeinsam mit der GEW und dem Studentenrat
betreibt. Weitere Kooperationsbeziehungen bestehen
zwischen dem DGB Sachsen-Anhalt und dem Fach-
bereich Sozial- und Gesundheitswesen an der Hoch-
schule Magdeburg/Stendal. Gemeinsam mit der Fach-
hochschule wurden Fortbildungen zum SGB II und SGB
III sowie der Erfahrungsaustausch von AkteurInnen
organisiert.
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Niedersachsen

Armut und Reichtum
Anknüpfend an die Veranstaltung „Phantom Reich-
tum“ im Vorjahr haben wir dieses Thema 2006 wieder
aufgegriffen. Zu unseren zentralen Forderungen zählt
die Aufforderung an die niedersächsische Landesregie-
rung, einen jährlichen Bericht zur Entwicklung der
Armuts- und Reichtumsverhältnisse in Niedersachsen
zu erstellen. Prof. Lothar Eichhorn von der Universität
Hannover hat diese Forderung unterstützt, in dem er
mit Jessica Huter (MA) ein „Konzept für eine regiona-
lisierte Sozialberichterstattung“ erarbeitet hat. Sein Bei-
trag, der Anforderungen an einheitliche Berichte zu
Armut und Reichtum in den Bundesländern formuliert,
wurde in der Oktoberausgabe der Fachzeitschrift
„Soziale Sicherheit“ veröffentlicht. Die beiden Wissen-
schaftler fordern, dass sich Sozialberichte auf belastba-
re Zahlen konzentrieren und leicht zu lesen sind. Die
inhaltliche Grundstruktur ergibt sich aus zwölf Basis-
indikatoren.

Das wissenschaftliche Konzept haben wir gemeinsam
mit Prof. Eichhorn in einem Pressegespräch vorgestellt.
Landesregierung, Sozialministerium und Landtagsfrak-
tionen haben wir aufgefordert, das Konzept unverzüg-
lich aufzugreifen. Mittlerweile hat das Landesamt für
Statistik offiziell mitgeteilt, dass die Armutsquote in
Niedersachsen 2005 auf 14,9 Prozent gestiegen ist
und somit um 0,4 Prozentpunkte höher liegt als im
Vorjahr. Gleichzeitig ist die Reichtumsquote um 0,3 Pro-
zent auf 5,9 Prozent der Bevölkerung anstiegen. Dies
bestätigt unsere Forderung nach einem regelmäßigen,
ausführlichen Armuts- und Reichtumsbericht für Nie-
dersachsen. Wir werden am Ball bleiben!

Selbstverwaltung Deutsche Rentenversicherung
Die Arbeitsaufnahme der gewerkschaftlichen Vertrete-
rInnen in den Selbstverwaltungsgremien der Deutschen
Rentenversicherung Braunschweig-Hannover und Olden-
burg-Bremen haben wir mit einer Informationsveran-
staltung unterstützt. Es ging um 
• den Aufbau und die Ablauforganisation der Deut-

schen Rentenversicherung bundesweit und in den
Regionalträgern,

• die Eckpunkte des DGB-Bundesvorstandes zur Fort-
entwicklung der Alterssicherung und Einschätzun-
gen zur Koalitionsvereinbarung der großen Koalition
sowie

• Zuständigkeiten und Gestaltungsmöglichkeiten der
Vertreterversammlung und des Vorstandes sowie
der jeweiligen Ausschüsse unter anderem beim
Haushalt und der Rehabilitation.

Die Veranstaltung wurde gut aufgenommen und soll
jährlich fortgesetzt werden.

Selbstverwaltung bei den Krankenkassen
Unsere SelbstverwalterInnen sind in diesem Jahr insbe-
sondere mit Finanzfragen und der Auseinandersetzung
um die sogenannte Gesundheitsreform beschäftigt ge-
wesen. Neben den vor allem die Versicherten belasten-
den Gesetzesinhalten wird immer deutlicher, dass mit
der Gesundheitsreform ähnlich wie bei den Hartz-
Gesetzen auch die Selbstverwaltung in Frage gestellt
wird. Der einheitliche Beitragssatz der Krankenver-
sicherung soll laut Gesetzentwurf per Rechtsverord-
nung durch das Gesundheitsministerium festgelegt
werden. Das war bisher eine der Kernaufgaben der
Selbstverwaltung der einzelnen Kassen. Zukünftig soll
ihr nur noch die unangenehme Aufgabe des Beschlusses
über die Zusatzprämie/Kopfprämie übertragen werden.

Wenn es trotz der aktuellen Pläne, die Selbstverwaltung
zu beschneiden, eine Zukunft der Selbstverwaltung bei
den Krankenkassen gibt, werden wir der wichtigen
Frage der Öffentlichkeitsarbeit unserer Selbstverwalte-
rInnen mehr Gewicht beimessen müssen.

Rente mit 67 und Gesundheitsreform
Die geplante Anhebung des gesetzlichen Rentenalters
auf 67 Jahre bis zum Jahr 2029 bewerten wir ange-
sichts der fehlenden Arbeitsplätze für Ältere eindeutig
als faktische Rentenkürzung. Von der arbeitsmarktpo-
litischen Initiative der Bundesregierung 50plus ist keine
spürbare Entlastung zu erwarten. Die Rente mit 67

Sozialpolitik
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wird nicht nur in Verbindung mit der geplanten Ein-
schränkung der Altersteilzeit für weiteren Protest von
Seiten der Gewerkschaften im Rahmen des bis März
2007 laufenden Gesetzgebungsverfahrens sorgen.

Mit der so genannten Gesundheitsreform kommen auf
die Versicherten Kostenerhöhungen durch die kleine
Kopfprämie und das faktische Einfrieren der Arbeit-
geberbeiträge zu. Auch dies kritisieren wir.

Zu beiden Themen haben wir auf Veranstaltungen
informiert. Gespräche mit Berliner VertreterInnen der
Großen Koalition haben gezeigt, dass unsere Positio-
nen leider nicht mehrheitsfähig sind. Beide Themen
werden unsere Aktivitäten auch im kommenden Jahr
prägen.

Bremen

Gesundheitspolitische Gespräche
Zur geplanten Gesundheitsreform führte der DGB
Bremen mit Bundestagsabgeordneten aller Parteien
Gespräche. Im November fand eine Veranstaltung für
DGB-VertreterInnen in der Selbstverwaltung der Kran-
kenkassen, GewerkschafterInnen und die Teilnehme-
rInnen des Netzwerks Gesundheit mit Heinz Stapf-Fine
vom DGB Bundesvorstand statt.

Vertretung bei den Krankenkassen
Die VersichertenvertreterInnen in der Selbstverwaltung
der AOK sind sich einig, dass die AOK Bremen ihre
Selbständigkeit behalten und sich vorerst nicht an
Fusionsbemühungen beteiligen sollte, da die Kondi-
tionen für die Bremer Versicherten günstiger sind als
bei den umliegenden Kassen. Außerdem ist die AOK
Bremen schuldenfrei. Dies gilt ebenso für die einzige
andere landesunmittelbare Kasse, die Handelskran-
kenkasse.

Sachsen-Anhalt

Im Rahmen des Landtagswahlkampfes hat der DGB
auch seine sozialpolitischen Forderungen eingebracht.
Die DGB-Regionen wurden bei ihren Veranstaltungen
zur Gesundheitsreform und Rente mit 67 unterstützt.
Außerdem hat der DGB die SelbstverwalterInnen
betreut und in den Gremien auf Landesebene mitgear-
beitet.

Arbeit in Bündnissen
Der Sprecherrat des Bündnisses Soziale Bewegung auf
Landesebene hat sich regelmäßig getroffen und einen
Austausch der Bündnisse vor Ort ermöglicht. Das
Bündnis Soziale Bewegung hat das Thema Mindest-
lohn aufgegriffen und Aktionen vor Ort unterstützt. Im
Januar fand eine gut besuchte Veranstaltung zum Thema
„Ein Jahr Hartz IV – Deutschlands Reform-Irrweg“ statt.
Auf der Veranstaltung wurden nicht nur die Auswir-
kungen dargestellt, sondern auch Alternativen aufge-
zeigt.

Das Bündnis für ein kinder- und jugendfreundliches
Sachsen Anhalt besteht weiter und hat neue Mitglie-
der gewonnen. Es beschäftigt sich unter anderem mit
dem Thema Kinder und Armut. Ein Forderungspapier
dazu wurde auf mehreren Veranstaltungen öffentlich
vorgestellt. So auch bei einer Diskussionsrunde mit
dem Ministerpräsidenten Dr. Wolfgang Böhmer und
Jugendlichen.
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Die im Rahmen der Föderalismusreform beschlossene
Verlagerung der Gesetzgebungsbefugnisse für die
Bereiche Besoldungs-, Versorgungs- und Laufbahn-
recht vom Bund auf die Länder war für die DGB-
Landesbeamtenkommissionen in Niedersachsen und
Bremen Anlass dafür, darüber zu diskutieren, wie die
Gewerkschaften mit der neuen Situation umgehen
wollen. Unter der Federführung des DGB wird es zu-
künftig noch engere Absprachen zwischen den
Mitgliedsgewerkschaften des öffentlichen Dienstes
geben müssen. Forderungen, Positionen und Strate-
gien müssen auch zeitnah zwischen den DGB-Bezirken
und damit den Gewerkschaften in den Bundesländern
entwickelt werden.

Die beamtenrechtlichen Beteiligungsverfahren waren
schon in der Vergangenheit nicht geeignet, die Inter-
essen der Beamtinnen und Beamten durchzusetzen.
Dies wird durch die Veränderungen nach der Föde-
ralismusreform ebenso wenig gewährleistet sein. Der
DGB wird deshalb die Forderung „Verhandeln statt
verordnen“ nach wie vor gegenüber den Landesregie-
rungen und der Bremer Bürgerschaft deutlich machen.

Niedersachsen

Die Landesbeamtenkommission, der ehemalige Arbeits-
kreis Öffentlicher Dienst/Beamtenpolitik, in der Vertre-
terInnen der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes
mitarbeiten, hat 2006 fünfmal getagt. Schwerpunkte
der Arbeit waren die Bedingungen der Beschäftigten
des Öffentlichen Dienstes. In erster Linie ging es
darum, Verschlechterungen abzuwehren und die Mit-
gliedsgewerkschaften zum Beispiel in der Ausein-
andersetzung um den Abschluss des Tarifvertrages für
den Öffentlichen Dienst zu unterstützen.

Weitere Schwerpunkte der Arbeit waren die Bewer-
tung des Koalitionsvertrages der Berliner Koalition, die
Auswirkungen der Föderalismusreform auf die Arbeit
in den Ländern und die Veränderungen des Nieder-
sächsischen Personalvertretungsgesetzes (NPersVG) für
den kommunalen Bereich. Hier konnten geplante Ein-

schnitte verhindert werden. Zur Erarbeitung der Forde-
rungen bzw. Vorstellungen der ÖD-Gewerkschaften
wurde innerhalb der Landesbeamtenkommission eine
Arbeitsgruppe Personalvertretungsrecht gegründet.

Die Arbeitsgruppe Föderalismus wird um die Vorsitzen-
den der Hauptpersonalräte erweitert und nimmt die
Arbeit in der neuen Zusammensetzung im Januar 2007
auf. Die Hauptaufgabe der Mitglieder des Arbeitskrei-
ses ist es, Stellungnahmen im Rahmen der beamten-
rechtlichen Beteiligungsverfahren zu erarbeiten.
Beispielhaft sei hier der Entwurf zur Änderung der
Dienstrechtlichen Vorschriften genannt.

Es wurden Gespräche mit der Landesregierung über
die Regelungen des Beurteilungswesens geführt mit
dem Ziel, eine Vereinbarung nach § 81 NPersVG abzu-
schließen. Bisher führten sie leider zu keinem Ergebnis,
da die gewerkschaftlichen Forderungen nicht aufge-
nommen worden sind. Eine Vereinbarung zur Einfüh-
rung der Grundsätze für den Umgang mit Fernsteue-
rungs-, Fernwartungs- und Auswertungssoftware wird
zurzeit diskutiert. 

Einmal jährlich führt der DGB-Bezirk eine Schulung für
die Personal- und Betriebsräte des öffentlichen
Dienstes durch. Die diesjährige Veranstaltung beschäf-
tigte sich mit den Grundzügen des Rentenrechtes und
den Auswirkungen der anstehenden Veränderungen,
sowie der Föderalismusreform und daraus resultieren-
den Anforderungen an Betriebs- und Personalräte des
öffentlichen Dienstes. Die Veranstaltung war sehr gut
besucht und wurde von den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern als sehr positiv bewertet.

Bremen

Beamtenpolitische und -rechtliche Entwicklungen kön-
nen immer weniger gewerkschaftlich beeinflusst wer-
den. Verlässliche Absprachen zwischen den parlamen-
tarisch-politischen Akteuren Bürgerschaft und Senat
sowie den Gewerkschaften sind daher dringend not-
wendig. Erschwert wird die Einflussnahme auf beam-

Öffentlicher Dienst/
Beamtenpolitik

19Jahresbericht 2006 • Öffentlicher Dienst/Beamtenpolitik



tenpolitische Entwicklungen nach wie vor durch feh-
lende Verhandlungsrechte. Der DGB hat deshalb in
Absprache mit den Gewerkschaften Anfang des Jahres
beschlossen, in Bremen 2006 und 2007 beamtenpoli-
tisch einen neuen Akzent zu setzen und eine Initiative
zur Stärkung der Verhandlungsrechte gestartet: Das
gewerkschaftliche Postulat „Verhandeln statt Verord-
nen“ soll gesetzgeberisch umgesetzt werden.

In einer Projektgruppe wurden Vorschläge zur Nor-
mierung von Verhandlungsrechten im Bremischen Beam-
tengesetz erarbeitet. Die Ergebnisse wurden in einer
Arbeitstagung im September beraten und beschlos-
sen. Nachdem auch die zuständigen Vorstände von
DGB, GdP, GEW und ver.di zugestimmt hatten, wurden
die Vorschläge in die politische Diskussion mit den
Fraktionen der Bremischen Bürgerschaft und Parteien
eingebracht. Der DGB wird weiter Gespräche führen
mit dem Ziel, eine Normierung von Verhandlungsrech-
ten durch den Landesgesetzgeber zu erreichen.

Eine weitere Aufgabe der Beamtenkommission besteht
darin, im Rahmen der beamtenrechtlichen Beteiligungs-
verfahren nach § 97 Bremisches Beamtengesetz zu
beabsichtigten Änderungen aus gewerkschaftlicher
Sicht Stellung zu beziehen. Im Berichtszeitraum waren
das Stellungnahmen zur Wiedereinführung einer Alters-
teilzeitregelung sowie zur Einführung eines Beurtei-
lungssystems. Der DGB lehnte die Einführung von
dienstlichen Beurteilungen ab. Denn auch in Fach-
kreisen setzt sich mittlerweile auf der Basis wissen-
schaftlicher Erhebungen die Erkenntnis durch, dass mit
standardisierten Beurteilungsverfahren kaum die damit
verfolgten Zwecke erreicht werden können.

Sachsen-Anhalt

Die ersten Auswirkungen der Föderalismusreform sind
in Sachsen-Anhalt bereits deutlich in der Debatte um
die Ladenöffnungszeiten zu spüren. Trotz vieler gewerk-
schaftlicher Aktionen und Gespräche sollten die
Geschäfte bereits 2006 an den Adventssonntagen ge-
öffnet werden. Die Rechte der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sind dabei nicht ausreichend gesichert.
Das Gesetz widerspricht daher dem Anliegen der
Regierung, die Familie zu schützen und zu fördern.
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Niedersachsen

EU-Strukturförderung
Seit 2000 ist der DGB Niedersachsen in den beiden
Landesbegleitausschüssen für die EU-Strukturfonds
Europäischer Sozialfonds (ESF/Ziel 3) und Europäischer
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE/Ziel 2) vertre-
ten. Der DGB hat sich in den Begleitausschüssen dafür
eingesetzt, dass die erheblichen Fördermittel im
Einklang mit den gewerkschaftlichen Zielen der Wirt-
schafts-, Struktur- und Beschäftigungspolitik einge-
setzt werden.

Ein wichtiger Schwerpunkt war in diesem Jahr die
Begleitung der Aufstellung der Programme der Förder-
periode 2007 – 2013. Mit ca. 2,5 Milliarden Euro aus
allen Strukturfonds ist diese Förderung für Niedersach-
sen die zentrale Stellschraube in der Struktur- und
Arbeitsmarktpolitik. Der DGB ist in der Kontaktgruppe
zur Aufstellung der Operationellen Programme in Nie-
dersachsen vertreten. Für den DGB haben dabei die
Punkte nachhaltige Strukturpolitik, Innovation, Quali-
fikation und die Mobilisierung aller Menschen Priorität.
Dazu hat der DGB ein Eckpunktepapier vorgelegt. Er
hat darüber hinaus an mehreren Veranstaltungen zur
Information über die anstehende Förderperiode mitge-
wirkt und Informationsmaterialien vorgehalten.

EU-Gesetzgebung
Der DGB begleitet die europäische Gesetzgebung in
den für die Beschäftigten in Niedersachsen besonders
wichtigen Fragen, z. B. bei der EU-Dienstleistungsricht-
linie, in der Neuorientierung der Beihilferegelungen, der
Fusionsrichtlinie, Basel II oder der neuen Europäischen
Chemikaliengesetzgebung. Insbesondere zur Dienst-
leistungsrichtlinie haben wir eine intensive Informa-
tionstätigkeit entfaltet.

Grenzüberschreitende Kooperation
Der DGB-Bezirk beteiligt sich seit der Gründung des
Interregionalen Gewerkschaftsrates Weser-Ems-Nord-
Niederlande (IGR WENN) an dieser grenzüberschreiten-
den deutsch-niederländischen Gewerkschaftskoopera-

Europa
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tion. Im Rahmen des IGR WENN wurden auch 2006
Fachtagungen sowie regelmäßige Vorstandstreffen ab-
wechselnd in Deutschland und den Niederlanden durch-
geführt. In der Europäischen Arbeitsmarktberatung
(EURES) ist Elisabeth Popken aus der DGB-Region Ost-
friesland – Nördliches Emsland auch in diesem Jahr als
EURES-Beraterin tätig gewesen. Allerdings wird die
bewährte EURES-Struktur durch eine Zusammenlegung
mit der südlicheren EURES-Region umgestaltet. Die
Leistungsfähigkeit dieser neuen Einheit muss sicherge-
stellt werden.

Netzwerk Euro-Betriebsräte
Der DGB organisiert das Netzwerk Euro-Betriebsräte
(EBR) in Zusammenarbeit mit der Kooperationsstelle
Hochschulen-Gewerkschaften Hannover-Hildesheim,
der Technologieberatungsstelle (TBS) Niedersachsen
und der Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN
Niedersachsen e. V. Als branchenübergreifendes regio-
nales Netzwerk dient es als Forum für alle Beschäf-
tigten der DGB-Gewerkschaften, die auf europäischer
Ebene arbeiten, aber auch für Betriebsräte, deren
Unternehmen sich europäisieren wollen oder die sich
für die Arbeit auf europäischer Ebene interessieren.
Das Netzwerk soll vor allem einen kontinuierlichen
Erfahrungsaustausch unterstützen, wechselseitiges
Lernen ermöglichen und Kontakte zwischen den Teil-
nehmenden knüpfen. 2006 hat die Lenkungsgruppe
vier Mal getagt. Im November hat eine Tagung zu
grenzüberschreitenden Unternehmensfusionen statt-
gefunden. Zudem hat das Netzwerk ein grenzüber-
schreitendes EU-EBR-Projekt beantragt.

Der DGB hat sich wie in den Vorjahren im Präsidium
des Niedersächsischen Rates der Europäischen Bewe-
gung (NIREB) aktiv beteiligt. Durch die Präsidiumsarbeit
und auf verschiedenen Veranstaltungen konnten wir
europapolitische Gewerkschaftspositionen einbringen.

Bremen

Der DGB hat die Arbeit im regionalen Ziel-2-Begleit-
ausschuss für das Land Bremen und im regionalen
Begleit- und Lenkungsausschuss für das URBAN II-
Programm in Bremerhaven aktiv, kritisch und konstruk-
tiv begleitet. Mit Mitteln der EU und den entsprechen-
den Komplementärmitteln des Landes ist es gelungen,
den Strukturwandel zu fördern und damit Arbeitsplätze
zu sichern und neue zu schaffen.

Aktuell beteiligt sich der DGB an der Diskussion um die
Aufstellung der Operationellen Programme (ESF und
EFRE) für die Förderperiode 2007-2013. Der DGB
unterstützt die vorgeschlagenen Ziele der beiden Pro-
grammentwürfe grundsätzlich, wird aber eigene Ideen
einbringen. Zum Beispiel haben wir ein „Netzwerk für
Betriebsräte und Innovation“ und ein Projekt zur Ermitt-
lung des aktuellen und zukünftigen Bedarfs an Quali-
fikation angeregt.
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Sachsen-Anhalt

EU-Strukturförderung
Der DGB arbeitet aktiv im regionalen Begleitausschuss
des Landes mit. In der Lenkungsgruppe Evaluierung,
die die Bewertung und Erreichung der Zielvorgaben
berät, hat der DGB die Forderungen der Gewerkschaf-
ten eingebracht.

Ein Schwerpunkt war zudem die Vorbereitung der
neuen Förderperiode 2007-2013. Die Entwicklung hat
gezeigt, dass Wirtschaftswachstum allein die beste-
henden Beschäftigungsprobleme nicht lösen wird. Wir
brauchen qualitatives Wachstum, das ökologisch und
sozial nachhaltig ist, das sowohl die Belange einer zu-
kunftsfähigen Umwelt als auch die Anforderungen der
Menschen nach Teilhabe an den Produktionsergebnis-
sen angemessen berücksichtigt. Für den DGB Sachsen-
Anhalt stehen bei der Erhöhung der wirtschaftlichen
Leistungskraft des Landes und der Verbesserung der
Beschäftigungssituation und Arbeitsmarktlage als
Mittelpunkt einer nachhaltigen Entwicklungsstrategie
„mehr und bessere“ Arbeitsplätze im Vordergrund.
Dies hat der DGB Sachsen-Anhalt in seinem Positions-
papier zur Förderperiode 2007-2013 deutlich gemacht.

Den Europäischen Strukturfonds gilt besonderes
gewerkschaftliches Interesse, da sie direkt auf die
Arbeits- und Lebensbedingungen der Menschen und
auf die Entwicklung von Beschäftigungsperspektiven
zielen. Aus Sicht der Gewerkschaften sind sie ein un-
verzichtbares Handlungsinstrument, das einer ausge-
wogenen Entwicklung in der EU, dem Abbau sozialer
Ungleichheiten und der Beschäftigungsförderung dient.
Der Entwurf der Landesregierung für das Operationelle
Programm 2007-2013 wurde mit den Gewerkschaften
intensiv beraten, aufbauend darauf hat der DGB seine
Stellungnahme erarbeitet.

In den DGB-Regionen Magdeburg, Halberstadt, Dessau
und Halle haben wir Workshops zur Förderperiode
2007-2013 durchgeführt. Dort wurden die Schwer-
punkte und Förderinstrumentarien mit Betriebs- und

Personalräten beraten. Das Ziel: ihre aktive Beteiligung
am Prozess der Umsetzung der Europäischen Struktur-
förderung in Sachsen-Anhalt.

Demografischen Wandel bewältigen
Gemeinsam mit der Bildungsvereinigung ARBEIT UND
LEBEN Sachsen-Anhalt e.V. und der GAISA hat der DGB
ein Projekt zur Zusammenarbeit auf europäischer Ebene
bei der EU-Kommission, Generaldirektion Beschäfti-
gung, Soziales und Chancengleichheit eingereicht. Das
Projekt hat das Ziel, den Erfahrungs- und Informa-
tionsaustausch zu personal- und arbeitsmarktpolitischen
Konzepten zu verbessern. Dies soll die Beschäftigungs-
chancen älterer ArbeitnehmerInnen erhöhen und vor
dem Hintergrund der demografischen Entwicklung den
Erhalt und Transfer des betrieblichen Erfahrungswis-
sens sicherstellen. Betriebliche Personalpolitik soll so
stärker auf älter werdende Belegschaften ausgerichtet
werden können.

Pakte schließen
Die Landesinitiative „Pakte“ wurde als eigener Weg
der Strukturfondsförderung in Sachsen-Anhalt erfolg-
reich unter verbindlicher Beteiligung der Sozialpartner
fortgesetzt. In der Region Harz ist der DGB Initiator
und Träger des Paktes „Gesundheitsregion Harz“. Nach
Abschluss des Projektes konnte eine positive Bilanz
gezogen werden. Diese herausragenden Ergebnisse
waren Anlass, die Initiative in einer zweiten Förder-
periode fortzusetzen.

Der DGB ist außerdem Mitglied in den Beiräten der
Landesinitiativen, im Beirat des URBAN-II Programms
sowie im Beirat des Programms LEADER PLUS.
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Niedersachsen

Im Rahmen einer umweltpolitischen Anhörung am 15.
November 2006 hat der DGB gemeinsam mit verschie-
denen Verbänden und Einzelpersonen eine äußerst kri-
tische Bilanz der niedersächsischen Umweltpolitik ge-
zogen. Bemängelt wurde vor allem der umweltpoliti-
sche Kompetenzverlust, der durch die Abschaffung der
Fachbehörden verursacht wurde. Außerdem sind die
Beschäftigten durch die überstürzte Veränderung der
Umwelt- und Naturschutzverwaltung sowie durch will-
kürliche Personalentscheidungen demotiviert worden.
Konzeptlos sind Kompetenznetzwerke zerschlagen, ist
Personal abgebaut und der ökologische Sachverstand
auf einzelne Behörden verstreut worden. Nicht zuletzt
lenkt Umweltminister Hans-Heinrich Sander Nieder-
sachsen durch das absichtliche Absenken bzw. Unterlau-
fen europäischer Umweltstandards auf das Abstellgleis.

Um das Ruder herumzuwerfen, hat der DGB einen
Umweltappell formuliert. In ihm wird der niedersächsi-
sche Umweltminister aufgefordert, ökologische Inno-
vationen konsequenter zu fördern. Denn darin liegt ein
besonderes Potential, neue Arbeitsplätze zu schaffen.
Konkret fordert der DGB ein Sonderprogramm „Inno-
vation und Beschäftigung durch Umweltschutz“. Nach
Ansicht des DGB schöpft Niedersachsen seine Poten-
tiale bisher bei weitem nicht aus. Den Bereich der rege-
nerativen Energien hat der niedersächsische Umwelt-
minister in den letzten Jahren systematisch vernachläs-

sigt. Und das, obwohl ExpertInnen davon ausgehen,
dass sich die Zahl der Arbeitsplätze in der Branche der
Erneuerbaren Energien bis zum Jahr 2020 deutsch-
landweit auf gut 300.000 verdoppeln wird.

Ökologie steht eben nicht im Widerspruch zur Ökolo-
gie, sondern ist Motor für Innovation und Beschäfti-
gung.

Ausschuss für Umweltfragen (AfU)
Der AfU tagte unter Leitung von Prof. Dr. Eberhard
Schmidt im Jahr 2006 drei Mal und befasste sich dabei
unter anderem mit der Arbeit der fünften Regierungs-
kommission, der neuen EU-Chemikaliengesetzgebung
REACH und der Aufgabenstellung einer modernen
Umweltverwaltung. Eine AfU-Arbeitsgruppe hat den
gewerkschaftlichen Umweltappell vom November 2006
vorbereitet und die entsprechende Anhörung geplant.
Die sehr gute Veranstaltung hat ein erfreuliches Presse-
echo gefunden. Über den AfU ist eine DGB-Beteiligung
an einer Veranstaltung zum ökonomischen Wert des
Naturschutzes im April 2006 entstanden, die von der
Bingo-Lotterie-Stiftung kofinanziert wurde. Auch diese
Veranstaltung  fand eine breite Resonanz.

Die notwendigen Stellungnahmen zu umweltpolitischen
Gesetzgebungen wurden auf den Weg gebracht.

Fünfte Regierungskommission Umwelt
Die niedersächsischen Gewerkschaften haben sich seit
der ersten Niedersächsischen Regierungskommission
„Umweltmanagement und Kreislaufwirtschaft“ an
allen Folgekommissionen sowohl in der Kommission
selbst als auch in den Arbeitsgruppen aktiv beteiligt.
Zur Zeit wirkt die 5. Regierungskommission „Umwelt-
politik im Europäischen Wettbewerb“. 2006 hat der
DGB aktiv an den Sitzungen der Regierungskommis-
sion teilgenommen und war in allen Arbeitsgruppen
vertreten. 2007 soll die 5. Regierungskommission be-
endet werden. Die ersten Überlegungen für eine näch-
ste Regierungskommission finden statt. Der DGB hat
vorgeschlagen, sie unter dem Titel „Innovation und
Beschäftigung durch Umweltschutz“ durchzuführen.

Umweltpolitik
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Niedersachsen

Die von den Gewerkschaften entsandten Mitglieder
des Beirates für Arbeits- und Gesundheitsschutz im
niedersächsischen Sozialministerium haben sich vor-
rangig mit der Arbeit der Gewerbeaufsicht in Nieder-
sachsen sowie den im Jahresprogramm festgesetzten
Schwerpunkten befasst.

Das Verfahren der arbeitschutzorientierten System-
überprüfung in Betrieben mit 20 bis 100 Arbeitnehme-
rInnen ist aus Sicht der Gewerkschaften bis heute nicht
ausreichend evaluiert. Viele Maßnahmen konnten nur
mit halber Kraft durchgeführt werden, da die Personal-
kapazitäten seit Jahren deutlich zu niedrig angesetzt
werden. In den Sitzungen des Beirats konnte das
Sozialministerium nicht ausreichend darlegen, dass die
Systemüberprüfung tatsächlich wie vorgesehen funk-
tioniert. Die Gewerkschaften werden dieses Verfahren
daher weiter kritisch begleiten.

Weitere Themenfelder sind die ständig wiederkehren-
den Bundesratsinitiativen des Landes Niedersachsen
zur Vereinfachung und angeblichen Entbürokratisierung
von Aufgaben, gesetzlichen Vorgaben und Durchfüh-
rungsverordnungen. Auch 2006 sind, durch das Wirt-
schafts- und Arbeitsministerium initiiert, erneut Verein-
fachungen sowie erhebliche Veränderungen vorgeschla-
gen worden. Die Gewerkschaften lehnen dieses Vor-
haben der Landesregierung ab.

Seit Anfang 2006 wird eine gemeinsame deutsche
Arbeitschutzstrategie verstärkt diskutiert. Wir Gewerk-
schaften befürworten diese Neuausrichtung grund-
sätzlich, kritisieren aber, dass die Sozialpartner bisher
in der entscheidenden Arbeitsschutzkonferenz nicht
ausreichend berücksichtigt sind. Der DGB wird die
niedersächsische Landesregierung auffordern, die dies-
bezüglichen Festlegungen erneut zu überprüfen und
zu korrigieren.

Bremen

Im Mai 2006 fand die 12. Arbeitsschutzkonferenz des
DGB Bremen zum Thema „Betriebliches Eingliede-
rungsmanagement“ statt, dieses Mal in Kooperation
mit dem DGB-Bezirk. Erstmalig wurde diese Konferenz
auch vom Landesarbeitskreis für Arbeitsschutz mit ver-
anstaltet. Die Veranstaltung stieß auf großes Interesse
über Bremen und Bremerhaven hinaus. Mehr als 120
Akteure aus Betrieben und Verwaltung nahmen teil.
Die positive Resonanz zeigt das wachsende Interesse
an Fragen des betrieblichen Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes.

Der DGB-Arbeitskreis Arbeits- und Gesundheitsschutz
befasste sich außerdem mit der geplanten Neuordnung
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes und der Zusam-
menarbeit von Berufsgenossenschaften und Gewerbe-
aufsicht. Über den Stand des Arbeitsschutzes diskutier-
te der DGB in zwei Expertenrunden mit VertreterInnen
des Arbeitsressorts und örtlichen AkteurInnen aus Ge-
werbeaufsicht, Fachdiensten, Berufsgenossenschaften,
Wirtschaftsverbänden und -kammern. Die Entwicklung
einer neuen Arbeitsschutzstrategie war Thema im Lan-
desarbeitskreis für Arbeitsschutz, in dem auch DGB
und Gewerkschaften vertreten sind.

Sachsen-Anhalt 

Der DGB und seine Gewerkschaften arbeiten aktiv im
Landesarbeitskreis für Arbeitssicherheit und Gesund-
heitsschutz in Sachsen-Anhalt mit. Wir gestalten nicht
nur den Tag der Arbeitssicherheit mit, sondern erarbei-
ten zurzeit auch einen Entwurf einer Kooperations-
vereinbarung zur Arbeitsschutzpartnerschaft Sachsen-
Anhalt.
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Die Zahl rechtsextremistischer Straftaten schnellt in die
Höhe. Große Erfolge im Kampf gegen Rechts können
weder Polizei noch Politik für sich beanspruchen. Eine
Grundbedingung ist deshalb, die Auseinandersetzung
auf eine breite gesellschaftliche Basis zu stellen. Mit
verschiedenen Aktivitäten haben wir in diesem Jahr
unseren Beitrag dazu geleistet. An vielen Orten im
DGB-Bezirk haben rechtsextreme Parteien und Organi-
sationen Kundgebungen, Demonstrationen und Ver-
anstaltungen angemeldet. Dagegen Bündnisse zu bil-
den und Öffentlichkeit herzustellen waren wichtige
Felder unserer Arbeit.

Niedersachsen

In Niedersachsen waren der DGB und seine Gewerk-
schaften an mehreren Orten herausgefordert, Aktivitä-
ten gegen rechtsextreme Parteien und Organisationen
zu organisieren. So zum Beispiel in Göttingen, Celle, Del-
menhorst, Braunschweig und Verden. In Delmenhorst ist
der DGB federführend in der Organisation des zivilge-
sellschaftlichen Engagements gegen den geplanten Kauf
eines Hotels durch den rechtsextremen Anwalt Rieger.

Anfang November hat der DGB-Bezirk gemeinsam mit
den DGB-Regionen einen Entwurf für eine „Resolution
gegen Rechts“ an alle neu gewählten kommunalen
Spitzenbeamte in Niedersachsen verschickt. Mit dem
Entwurf ist die Aufforderung an die neugewählten
kommunalen Ratsversammlungen verbunden, sich
aktiv mit Strategien gegen die zunehmend offensiver
auftretende rechte Szene zu beschäftigen und klare
Zeichen zu setzen.

Für humane Flüchtlingspolitik
Der DGB hat gemeinsam mit anderen Verbänden
immer wieder auf die restriktive Flüchtlingspolitik in Nie-
dersachsen aufmerksam gemacht. So haben wir den
flüchtlingspolitischen Aufruf mit unterzeichnet und an
den niedersächsischen Innenminister appelliert, die
Abschiebungspolitik zu ändern, sich für ein Bleiberecht
für langjährig Geduldete einzusetzen und die geplante
Härtefallkommission mit ExpertInnen zu besetzen.

Nach längerer Auseinandersetzung über die Einrich-
tung einer sogenannten Härtefallkommission wurde
diese 2006 durch die niedersächsische Landesregie-
rung schließlich beschlossen. Der DGB ist mit einem
ordentlichen und einem stellvertretenden Mitglied in
der Kommission vertreten, die das Innenministerium
über den weiteren Aufenthalt von geduldeten
Flüchtlingen und deren Familien, die von Abschiebung
bedroht sind, berät. Wir werden diese Kommission
nutzen, um konkrete Verbesserungen für die Situation
der langjährig geduldeten Flüchtlinge in Niedersachsen
zu erreichen. Die Einrichtung der Kommission ersetzt
aber nicht eine generelle Bleiberechtsregelung auf
Bundesebene.

Bremen

Vielfältige Aktionen gegen Rechts in Bremen
Anfang des Jahres führte der DGB in Bremen die
Veranstaltung „Dass Auschwitz nicht noch einmal sei.“
mit Dr. Ulrich Schneider durch. Ein Konzert gegen
Rechts fand Anfang Mai im Jugendhaus der
Naturfreunde statt. Im Vorfeld haben wie im Jahr zuvor
Jugendliche eine Ausstellung mit dem Themen-
schwerpunkt Migration erarbeitet. Die Ausstellung
wird inzwischen an verschiedenen Schulen gezeigt.

Die Veranstaltungsreihe „Hinsehen“ fand ab Juni in
Kooperation mit Standpunkt, GEW, Ver.di, IG Metall
und VVN/ BdA statt. Drei Seminare beschäftigten sich
mit Strategien, Symbolen und Ideologien von Rechts-
radikalen. Auch beim Stand-Up-Festival, das vom 25.
September bis zum 5. Oktober von verschiedenen
Jugendverbänden und -einrichtungen veranstaltet
wurde, ging es um Initiativen gegen Rechts.

Im November fand die Veranstaltung „Rechtsextremis-
mus in Bremerhaven und seine Formen“ mit Carsten
Neumann vom Verein „Standpunkt“ aus Bremen statt,
der ein fundierter Kenner der Szene ist.

Am 4. November 2006 wird voraussichtlich das erste
Mal in Bremen-Stadt ein NPD-Aufmarsch stattfinden.
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Ein breites Bündnis mobilisiert zu vielfältigen Gegen-
aktivitäten. Auch der DGB ist vertreten und beteiligt
sich an den Aktionen.

AK „50 Jahre Arbeitsmigration in Bremerhaven“
Nach der erfolgreichen Veranstaltung des vom DGB
initiierten Arbeitskreises im Deutschen Auswanderer-
haus in Bremerhaven wurden zwei Publikationen zum
Thema „Arbeitsmigration“ veröffentlicht.

Sachsen-Anhalt

Auch in Sachsen-Anhalt ist die Zahl rechtsextremer
Straftaten angestiegen. Das Auftreten der alten und
neuen Rechten im Vorfeld der Landtagswahlen sowie
schockierende Straftaten von Nazis zeigen, wie not-
wendig es ist, Toleranz und Demokratie in unserem
Land zu stärken. Der DGB hat sich mit mehreren Stel-
lungnahmen und bei öffentlichen Auftritten seines
Landesvorsitzenden nachdrücklich für die finanzielle
Absicherung regionaler Aktivitäten und flächendek-
kender Bildungsangebote ausgesprochen. Wir haben
nicht nur Demos und Mahnwachen, sondern im Rah-
men des Landtagswahlkampfes auch an den unter-
schiedlichsten Orten Veranstaltungsreihen organisiert.
Das ging von Filmen über das Konzert „Bunt statt
Braun“ bis hin zu Kabarett.

Die Mitarbeit im Landesbündnis hat der DGB weiterge-
führt. Ebenso haben wir am Runden Tisch gegen Aus-
länderfeindlichkeit unser Fachwissen eingebracht und
in diesem Rahmen Gespräche mit Landtagsabgeordne-
ten geführt. Im Laufe des Jahres ist der DGB außerdem
dem Bündnis für Integration und Zuwanderung beige-
treten.
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Niedersachsen

In der Auseinandersetzung um die umstrittene EU-
Dienstleistungsrichtlinie haben wir uns gemeinsam mit
der Vereinigung der Handwerkskammern Niedersach-
sen (VHN) für deren sozialverträgliche Ausgestaltung,
für fairen Wettbewerb und gegen Sozial- und Lohn-
dumping ausgesprochen. VHN-Präsident Gernot Schmidt
als Repräsentant der Arbeitgeberseite und Vizepräsi-
denten-Sprecher Rolf Heise als Stellvertreter der
ArbeitnehmerInnen haben sich dazu Anfang 2006 in
einer gemeinsamen Presseerklärung geäußert.

In der niedersächsischen Politik und bei den Hand-
werkskammern findet eine spannende Auseinander-
setzung über geplante Strukturreformen der Hand-
werkskammern statt. Arbeitnehmervizepräsidenten
und DGB- und GewerkschaftsvertreterInnen aus Nie-
dersachsen, Sachsen-Anhalt und Bremen haben eine
acht Punkte umfassende Leitlinie für den Diskussions-
und Entscheidungsprozess verfasst. In ihr wird unter
anderem hervorgehoben, dass die ehrenamtliche
Selbstverwaltung nicht zur Disposition gestellt werden
darf, die Auswirkungen auf die Handwerksbetriebe und
die dort beschäftigten ArbeitnehmerInnen bewertet
werden müssen, die Akzeptanz der Handwerkskam-
mern im Flächenland Niedersachsen nicht in Frage ge-
stellt werden darf, die Bewältigung der Zentralen Auf-
gabe Berufsausbildung sichergestellt werden und eine
Strukturreform auch Weichen stellen und Antworten
geben muss im Hinblick auf die europäische Dimension
des Handwerks. Die Arbeitnehmervizepräsidenten haben
diese Position in die Vollversammlung der VHN am 17.
Mai 2006 eingebracht. Abschließende Ergebnisse er-
warten wir erst nach den Landtagswahlen 2008.

Sachsen-Anhalt

Der Schwerpunkt der gewerkschaftlichen Handwerks-
arbeit in Sachsen-Anhalt war die Vorbereitung und
Durchführung der Handwerkskammerwahlen in Mag-
deburg und Halle. Nach dem Wahltag am 6. Juni fand
die konstituierende Vollversammlung in der Handwerks-
kammer Magdeburg am 20. Juni statt. Es war schwie-
rig, neue gewerkschaftliche MandatsträgerInnen zu
finden. Zum neuen Vizepräsident der Arbeitnehmer-
seite wurde Klaus Lachmund von der IG BAU gewählt.
DGB, Gewerkschaften und Handwerkskammer dank-
ten dem langjährigen Vizepräsidenten Bernd-Uwe
Wolf für seine engagierte ehrenamtliche Arbeit, er war
nicht wieder zur Wahl angetreten.

In der Handwerkskammer Halle fand der Wahltag am
4. November statt. Die konstituierende Vollversamm-
lung erfolgte am 23. November. DGB und Kolping tra-
ten mit einer gemeinsamen Liste auf. Zur Wahl des
Arbeitnehmer-Vizepräsidenten stellte sich der bisheri-
ge Amtsinhaber, Uwe Gaden (IG Metall).

Der DGB Sachsen-Anhalt/Süd engagiert sich im Projekt
„Personal-Aktiv – Neue Wege zur Bewältigung des
demografischen Wandels“, das im Mai 2006 startete.
Federführend in diesem Projekt, das von der EU und
dem Land Sachsen-Anhalt gefördert wird, ist die
Handwerkskammer Halle. Dabei sollen Konzepte zur
Aufwertung der Potentiale älterer ArbeitnehmerInnen
in kleinen und mittleren Unternehmen entwickelt und
erprobt werden.
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Bremen

Am 1. Januar 2006 hat die Handwerkskammer Michael
Busch als neuen Hauptgeschäftsführer eingestellt. Im
Februar ist für das Berufsförderungszentrum eine neue
Gesellschaft (InCoTrain Bremen GmbH) gegründet
worden, sie ist eine hundertprozentige Tochter der
Handwerkskammer Bremen. Geschäftsführer ist der
Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer.

Sinkende Umsatz-, Beschäftigungs- und Ausbildungs-
zahlen haben den finanziellen Rahmen für die Hand-
werksorganisationen verschlechtert. Einige Innungen
und Kreishandwerkerschaften können sich bereits
kaum mehr finanzieren.

Im Vorstand der Handwerkskammer ist die Arbeit für
die ArbeitnehmervertreterInnen nicht immer einfach,
da sie oft nicht alle relevanten Informationen wie
Gutachten der Berufsschulen und der Bildungseinrich-
tung der Kammer erhalten. Die Zusammenarbeit mit
den DGB-Gewerkschaften und den Vollversammlungs-
mitgliedern läuft hingegen sehr gut. Im Frühjahr 2007
soll eine Tagung der Berufsbildungsausschüsse von
Handwerkskammer und Handelskammern stattfinden.
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Niedersachsen

Allen ehrenamtlichen RichterInnen der Arbeitsgerichts-
barkeit in Niedersachsen hat der DGB-Bezirk 2006 an
vierzehn unterschiedlichen Orten Seminare zum Thema
„Betriebsbedingte Kündigung, § 1 Abs. 5 KSchG –
Interessenausgleich und Namenslisten“ angeboten. Es
wurden insgesamt elf Arbeitsrechtsveranstaltungen
durchgeführt, die im Durchschnitt von fünfundzwanzig
TeilnehmerInnen besucht worden sind. Eine gesonder-
te Veranstaltung richtete sich an die ehrenamtlichen
RichterInnen beim Landesarbeitsgericht zum Thema
„Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und
Aktuelles aus der Rechtsprechung des Bundesarbeits-
gerichtes“. Wie im vergangenen Jahr wurden auch So-
zialrichterInnen zum Thema „Ausgewählte Rechtspre-
chung zu den Hartz-Gesetzen“ informiert, dazu fan-
den zwei Schulungsveranstaltungen statt.

Die Seminare sind mit Unterstützung der Rechtsschutz-
sekretärInnen der DGB Rechtsschutz GmbH durchge-
führt worden. Aufgrund des großen Interesses und der
durchweg positiven Resonanz planen wir zurzeit die
Schulungen für 2007.

Sachsen-Anhalt

Der DGB hat in Zusammenarbeit mit den Regionen
Schulungen für ehrenamtliche RichterInnen am Sozial-
gericht zum Thema Hartz IV und Rentenrecht durchge-
führt. Außerdem führte der DGB Gespräche mit dem
Präsidenten des Landesarbeitsgerichts und Landes-
sozialgericht. In einem Gespräch mit der Justizminis-
terin Angela Kolb ging es um die Anpassung der
Gerichte an die neue Gebietsreform und die Schlie-
ßung der Gerichte. Einen Teilerfolg konnte der DGB
dabei für die MitarbeiterInnen der Gerichte erreichen:
In Zukunft  wird es vor Ort Gerichtstage und Antrags-
stellen geben. Dies reicht uns jedoch nicht aus. Wir
plädieren für die Erhaltung der Gerichte und hoffen,
dass sich unsere Argumentation im Gesetzverfahren
durchsetzen wird.
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Frauen- und Gleichstellungspolitik ist eine Querschnitts-
aufgabe, die die Arbeit im Bezirk in allen Politikfeldern
prägt. Trotz aller gleichstellungspolitischen Bemühun-
gen ist die Benachteiligung von Frauen nach wie vor
Realität. Das Thema Chancengleichheit spielt deshalb
eine große Rolle. Solange Fragen der Kinderbetreuung
oder der Vereinbarkeit von Beruf und Familie nicht
beantwortet sind, gleichwertiges Entgelt für gleich-
wertige Arbeit nicht durchgesetzt ist oder die gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben nicht
selbstverständlich ist, müssen sich Frauen damit aus-
einandersetzen und dafür kämpfen.

Die Frauen im DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen -
Sachsen-Anhalt arbeiten intensiv und erfolgreich zu-
sammen. In den Ländern sind Landesfrauenausschüsse
gebildet, deren Mitglieder sich einmal jährlich zu einer
gemeinsamen Sitzung treffen.

Landesfrauenräte
Die DGB-Frauen sind Mitglied in den Landesfrauen-
räten Niedersachsen und Sachsen-Anhalt sowie im Bre-
mer Frauenrat. Zwischen den Landesfrauenräten Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt gibt es eine enge
Zusammenarbeit, es werden gemeinsame Veranstal-
tungen durchgeführt. Die Bezirksfrauensekretärin ist
Beisitzerin im niedersächsischen Vorstand des Landes-
frauenrates und leitet dessen Arbeitskreis Frau und
Wirtschaft. In Bremen ist der Vorsitz mit der Gewerk-
schaftsvertreterin Gisela Hülsbergen besetzt. Auch in
Sachsen-Anhalt arbeiten Gewerkschaftsfrauen im
Vorstand mit. Dadurch werden gewerkschaftspolitische
Themen in die Diskussion und Beschlussfassung einge-
bracht und wichtige politische Debatten angestoßen.

Auf dem Jahresempfang „Niedersächsische Profile“
des niedersächsischen Landesfrauenrates sprach in Ver-
tretung des Ministerpräsidenten Kultusminister Bernd
Busemann. Beim Tag der Niedersachsen in Melle im Juli
2006 wurden mit Hilfe eines Glücksrates frauenpoli-
tische Fragen gestellt und Preise vergeben. Auf dem Stand
des Landesfrauenrates haben Gewerkschaftsfrauen
über ihre Forderungen und ihre Arbeit informiert.

Frauensommertagung in Sonneck
Traditionell trafen sich die DGB-Frauen des Bezirks in
Sonneck. Aufgrund der aktuellen politischen Situation
war „Prekäre Beschäftigung von Frauen“ das Thema der
diesjährigen Tagung. Prekäre Beschäftigungsverhält-
nisse nehmen auch aufgrund neuer gesetzlicher Mög-
lichkeiten zu, Frauen sind überproportional davon be-
troffen. Diese nicht Existenz sichernden Beschäftigungs-
verhältnisse führen unweigerlich in die Altersarmut von
Frauen. Ein Anstieg ist heute schon zu verzeichnen.

Internationaler Gedenktag gegen Gewalt an Frauen
Der 25. November ist der internationale Gedenktag
der Vereinten Nationen gegen Gewalt an Frauen. Die
Regionsfrauenausschüsse beteiligen sich seit einigen
Jahren an den Aktionen, die vielerorts an diesem Tag
stattfinden und unterstützen die deutschlandweite
Fahnenaktion von Terre de Femmes. An den Gewerk-
schaftshäusern wehen dann Fahnen mit dem Aufdruck
„Frei leben ohne Gewalt“ und setzen ein sichtbares
Zeichen. Nach aktuellen Schätzungen der Vereinten
Nationen sind ein Viertel aller Frauen weltweit sexuel-
lem Missbrauch und Gewalt im familiären Umfeld aus-
gesetzt. 40.000 Frauen fliehen jährlich vor ihrem
gewalttätigen Partner ins Frauenhaus. Diese Miss-
stände müssen angeprangert und weltweit bekämpft
werden.

Internationaler Frauentag
Auch in diesem Jahr haben die DGB-Frauen den Inter-
nationalen Frauentag mit vielen Ideen und guten Aktio-
nen durchgeführt. Bezirksweit haben in über 30 Städ-
ten und Gemeinden Veranstaltungen unter dem Motto
„Gleich gestellt ist doppelt stark“ stattgefunden.

Girls’ Day
In Niedersachsen gibt es den Girls’ Day nicht mehr, da
die Landesregierung 2006 den verpflichtenden Zu-
kunftstag für Jungen und Mädchen eingeführt hat. Er
wird im Erlass, der die Berufspraktikumstage regelt, fest-
gelegt. In erster Linie sollen schulische Angebote ge-
macht werden. Es handelt sich somit um eine Berufs-
orientierungsmaßnahme und nicht mehr um ein gleich-
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stellungspolitisches Programm. Die DGB-Frauen haben
sich daher gegen diese Veränderung ausgesprochen und
zum Erlassentwurf entsprechend Stellung genommen.

In Sachsen-Anhalt gestaltete der DGB Sachsen-Anhalt
den Girls’ Day zusammen mit der DGB-Jugend in Ko-
operation mit der Hochschule Magdeburg/Stendal. In
Sachsen-Anhalt richtet sich dieser Tag der Berufsfrüh-
orientierung nicht nur an Mädchen, sondern auch an
Jungen. Interessierten Jugendlichen wurde ein Poten-
tial-Assessment angeboten, bei dem sie mit ausgebil-
deten TeamerInnen ihre Stärken und Schwächen erfor-
schen konnten. Anhand ihrer Fähigkeiten konnten sich
die Jungen und Mädchen dann mit entsprechenden
Berufsfeldern beschäftigen.

Niedersachsen

Der Landesfrauenausschuss Niedersachsen hat in die-
sem Jahr zum Schwerpunkt Familienpolitik/Frauenpoli-
tik gearbeitet. Die Bundes- und Landespolitik wurde
kritisch bewertet, da Frauen- und Gleichstellungspoli-
tik zunehmend durch Familienpolitik ersetzt wird. Die
freiwillige Vereinbarung zwischen der Bundesregierung
und den Arbeitgeberverbänden zur Gleichstellung in
den Betrieben hat keinen Erfolg gebracht. Wir DGB-
Frauen fordern deshalb nach wie vor ein Gleichstel-
lungsgesetz für die private Wirtschaft.

Bremen

Der Regionsfrauenausschuss trifft sich einmal pro Monat,
um über aktuelle frauenpolitische Themen zu diskutie-
ren. In den letzten Jahren haben die Veränderungen
am Arbeitsmarkt, die daraus resultierenden Folgen für
die Frauen, die geplanten Kürzungen im Sozialbereich
sowie fehlende Unterbringungsmöglichkeiten für
Kinder unter drei Jahren die Schwerpunkte bestimmt.

Familienfreundliche Stadt?
Die Initiative „Bremer Verbundprojekt Beruf und
Familie“ will Impulse setzen, um die Lebensbedin-
gungen der Menschen zu verbessern und das Leben
zwischen Arbeit und Alltag familienfreundlicher zu
gestalten. Der DGB gehört neben KDA, Arbeitnehmer-
kammer, Forum zeiten:der:stadt und ZGF zu den
InitiatorInnen des Projekts. In diesem bundesweit
modellhaften Projekt arbeiten Unternehmen, Institu-
tionen und öffentliche Einrichtungen gemeinsam
daran, die Vereinbarkeit der verschiedenen Lebens-
bereiche zu verbessern und in der Unternehmens- und
Stadtkultur zu verankern. Im Zentrum der Arbeit steht
der Jour Fix, der vier Mal im Jahr durchgeführt wird,
bei dem Unternehmen und Einrichtungen über ihre
Erfahrungen austauschen. Zur Zeit haben in Bremen 22
Unternehmen das Grundzertifikat, drei Unternehmen
befinden sich im Audit-Verfahren, vier Unternehmen
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haben sich für eine Auditierung entschieden, am Jour
Fix sind weitere 27 Unternehmen beteiligt.

kollegin.net
Das virtuelle Netzwerk stand auch in diesem Jahr ge-
werkschaftlich organisierten Betriebs- und Personal-
rätinnen sowie Mitarbeitervertreterinnen in ihrem all-
täglichen Engagement für Chancengleichheit mit Rat
und Hilfe zur Seite. Das reichhaltige Angebot im Netz
umfasst Diskussionsforen, moderierte Themenchats mit
ExpertInnen und Infos zu aktuellen Themen sowie Be-
triebsvereinbarungen, die zum Download bereitstehen.
Das Netzwerk ist gewerkschafts- und regionsüber-
greifend organisiert. Gerade für Interessenvertrete-
rinnen aus den ländlichen Regionen bietet sich ein sol-
ches virtuelles Netzwerk zur Unterstützung an, haben
sie doch weniger Chancen als Frauen in den Ballungs-
räumen, sich regelmäßig mit Kolleginnen aus anderen
Unternehmen zum Erfahrungsaustausch zu treffen.

Neben der Möglichkeit, sich im Internet auszutau-
schen, werden drei Mal im Jahr Treffen mit Betriebs-
und Personalrätinnen aus den drei Regionen zu vorher
festgelegten Themen durchgeführt. Alle zwei Monate
treffen sich die Regionalgruppen zu einem Austausch.
„kollegin.net“ ist ein Pilotprojekt. Die Erfahrungen mit
dem virtuellen Netz sollen ausgewertet und gegebe-
nenfalls auf andere Regionen übertragen werden.

Sachsen-Anhalt

Der Landesfrauenausschuss beschäftigte sich in diesem
Jahr in erster Linie mit den Auswirkungen der Hartz-
Gesetzgebung auf Frauen. Weitere Schwerpunkte
waren die Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie
die Unterstützung der gewerkschaftlichen Frauen-
arbeit in den Regionen. Das Forum zu „Mobbing in der
Arbeitswelt“ in Köthen wurde mitgestaltet.

Landesarmutskonferenz 
„Oben und Unten – Drinnen und Draußen“
In Vorbereitung der Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt
organisierte der DGB-Landesfrauenausschuss feder-
führend die Landesarmutskonferenz, auf der über
alternative Modelle und Strategien zur Grundsiche-
rung diskutiert wurde und politische Forderungen ent-
wickelt wurden. Die Landesarmutskonferenz richtete
sich an interessierte BürgerInnen, Vereine, Initiativen
und Verbände sowie an Landes- und Kommunalpoli-
tikerInnen in Sachsen-Anhalt. 150 TeilnehmerInnen
diskutierten bei der zweitägigen Veranstaltung mit Ver-
treterInnen aus Wissenschaft, Politik und Gewerk-
schaften.
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Die Aktivitäten der Gewerkschaftsjugend waren auch
2006 vielfältig und bunt, nachdenklich und inhalts-
reich. Im Rahmen der Jugendbildungsarbeit wurden
Themen wie Toleranz und Berufsorientierung bewegt,
viele Schulungen und Qualifizierungen für Teame-
rInnen fanden statt. Außerdem hat sich die DGB-
Jugend bei Demos gegen rechte Aufmärsche, Aktionen
für mehr Ausbildungsplätze und zahlreichen Bündnis-
veranstaltungen eingemischt.

Bezirksweite Aktivitäten gegen Rechts
„…für demokratie courage zeigen!“
In dieser gemeinsamen Initiative mit der Naturfreunde-
jugend haben wir vielfältige Aktivitäten gegen Rechts
umgesetzt. Neben den klassischen dreitägigen Projekt-
phasen in allgemein- und berufsbildenden Schulen lag
der diesjährige Schwerpunkt im Landkreis Schaum-
burg. In Obernkirchen, Bad Nenndorf und Stadthagen
haben wir rund um die Ausstellung „Rechte Jugend-
kulturen“ ein politisches Rahmenprogramm organisiert
sowie begleitende „Workshops“ für SchülerInnen und
LehrerInnen durchgeführt. Schwerpunkt war die
Auseinandersetzung mit „Rechtsrock als Einstieg in die
rechte Szene“ und jugendpolitischen Gegenstrategien.
In der Region Hannover arbeiten wir in erster Linie an
der Vernetzung von AkteurInnen der „Schulen ohne
Rassismus – Schulen mit Courage“. Im Frühjahr 2007
soll es eine gemeinsame öffentlichkeitswirksame Aktion
gegen Rechtsextremismus geben.

Projekt für Toleranz und Demokratie
In Kooperation mit der Landesvereinigung kulturelle
Jugendbildung Sachsen-Anhalt e.V., dem Projekt „Wir
mit euch“, dem Paritätischen Wohlfahrtsverband und
der Auslandsgesellschaft Sachsen-Anhalt e.V. hat die
DGB-Jugend aufgrund der anhaltenden Gewaltbereit-
schaft und Ausländerfeindlichkeit unter Jugendlichen
in Sachsen-Anhalt ein Konzept zur Durchführung von
antirassistischen Projekttagen entwickelt. Das Projekt
für Toleranz und Demokratie (PTD), seit Oktober 2001
Bestandteil des ostdeutschlandweit arbeitenden Netz-
werkes für Demokratie und Courage, bildete dafür
Jugendliche und junge Erwachsene zu TeamerInnen

aus. Von Januar bis September 2006 erreichte das PTD
mit rund 90 Projekttagen zahlreiche Jugendliche an all-
gemeinbildenden Schulen, Berufsschulen und in Frei-
zeiteinrichtungen. Seit Beginn des Jahres 2005 wird das
Projekt durch die Deutsche Behindertenhilfe – Aktion
Mensch e. V. gefördert.

Berufsschularbeit
Auch dieses Jahr führte die DGB-Jugend den Projekt-
tag für Demokratie und Mitbestimmung in Berufsschu-
len durch. Von September bis November war die
Gewerkschaftsjugend im Bezirk dazu mit der Berufs-
schultour unterwegs. In Zusammenarbeit mit den
Gewerkschaften waren wir vor und in Berufsschulen
präsent und haben den Projekttag, Informationen so-
wie Aktionen für BerufsschülerInnen angeboten.

Niedersachsen/Bremen

Kulturelle Vielfalt und Toleranz konkret!
Mit dem dreijährigen Projekt „Europäisches Netz von
Demokratiewerkstätten“ stärken wir zivilgesellschaftli-
che AkteurInnen und organisieren Lösungsideen für
europapolitische Fragen. In den Demokratiewerkstät-
ten begegnen sich junge Menschen mit multikulturel-
lem Hintergrund. Sie erarbeiten sich nicht nur interkul-
turelle Kenntnisse, sondern bauen langfristige Koope-
rationen und Freundschaften auf.
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Zum Auftakt fand im Frühjahr 2006 ein erstes Treffen
der beteiligten Partner statt: die Naturfreundejugend
aus Ungarn und Tschechien, die Bildungsgenossen-
schaft „consop“ aus Katalonien sowie die Natur-
freundejugend und die „werk-statt-schule“ aus
Deutschland. Im Oktober 2006 wurden in einer einwö-
chigen Qualifizierung in Brüssel die Eckpunkte für die
erste „Demokratiewerkstatt“ im Sommer 2007 in
Budapest entwickelt. Anfang Dezember wird die inter-
nationale Qualifizierung für die TeamerInnen in
Hannover durchgeführt sowie in einem anschließen-
den Steuerungsgruppentreffen die weitere Vorgehens-
weise verabredet.

Bildungsfahrt Bella Ciao
In der Region Emilia-Romagna (Italien) gab es während
des 2. Weltkrieges eine starke Widerstandsbewegung
gegen das deutsche Naziregime. Eine Gruppe der DGB-
Jugend hat im Oktober 2006 Gespräche mit ehemali-
gen PartisanInnen geführt, sich mit der italienischen
Gesellschaft vor und nach 1945 beschäftigt und mit
einem Überlebenden Marzabotto besucht, den Ort des
größten Massakers an der Zivilbevölkerung durch SS-
und Wehrmachtseinheiten in Italien.

„Mädchen sind laut – Jungs sind zickig“
An verschiedenen Schulen werden Projekttage zum
Thema Sexismus und Geschlechterrolle durchgeführt.
Das dreitägige Angebot „Mädchen sind laut, Jungs sind
zickig“ stößt auf große Resonanz. Das Projekt thema-
tisiert Geschlechterbilder, Lebens- und Berufsplanung,
Klassengemeinschaft, Kooperation, Konkurrenz und
Ausgrenzung. Die genderpädagogischen Methoden flie-
ßen auch in andere Seminare und Projekttage mit ein.
Der aktive Arbeitskreis Gender entwickelt das pädago-
gische Konzept des Projekts stets weiter. Es gibt regel-
mäßige Teamtreffen und Fortbildungen und im näch-
sten Jahr werden auch MultiplikatorInnenschulungen
angeboten.

Niedersachsen

Jahr der Jugend
Im Rahmen des niedersächsischen Jahres der Jugend
gab eine Reihe von Veranstaltungen, an denen sich
unter Koordination des Landesjugendrings auch die
DGB-Jugend beteiligte. Im Rahmen der sogenannten
Perlenkettenförderung haben wir in Hannover einen
Tag zur Qualität der Ausbildung durchgeführt, in Braun-
schweig die Globale 06 veranstaltet und in Oldenburg
ein Denkmal gegen den Faschismus aufgestellt.

Als DGB-Jugend fordern wir, dass das Land auch nach
dem Jahr der Jugend die Rahmenbedingungen für eine
zukunftsfähige Jugendarbeit sicherstellt und sich nicht
aus der Verantwortung zurückzieht. Die Auflösung des
Landesjugendamtes und des Landesjugendhilfeaus-
schusses sind jedoch Signale, die eine fatale Wirkung
gerade im Hinblick auf die kommunale Ebene haben
und an der Basis die Handlungsspielräume für die
Jugendarbeit einengen können. Fachlichkeit muss auch
weiterhin in einem Jugendamt sowohl auf Landes- wie
auch auf kommunaler Ebene gewährleistet sein.

Förderprogramm NextNetz
Im Förderprogramm NextNetz, das von September
2005 bis Ende August 2006 lief, haben wir uns in fünf
Projekten mit den unterschiedlichen Zugängen be-
nachteiligter Jugendlicher zur Jugend(-verbands)arbeit
beschäftigt.

Ziel des Projektes „Next Gener@tion – wir können auch
anders“ in der Region Niedersachsen Mitte war die Ver-
besserung des Bildungsangebotes für benachteiligte
Jugendlichen. Dazu konzipierten wir den Projekttag
„Demokratie, Solidarität und Mitbestimmung“. Er rich-
tet sich an diejenigen Jugendlichen, die keinen Aus-
bildungsplatz im dualen Ausbildungssystem erhielten
und sich zur Zeit in berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahmen oder in über- oder außerbetrieblichen Ausbil-
dungsmodellen befinden. Wir wollen sie mit diesem
Projekttag motivieren, wieder aktiv an partizipatorischen
Prozessen teilzuhaben, Bildungsangebote zur eigenen
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Stärkung der Kompetenzen wahrzunehmen und so
auch für die Mitarbeit im Jugendverband interessieren.

Ebenfalls in der DGB-Region Niedersachsen-Mitte wur-
den mit dem Projekt „Travel and Found – Next Gener@-
ion“ Fortbildungen für BildungsarbeiterInnen konzipiert
und durchgeführt, die mit bildungsfernen und benach-
teiligten Jugendlichen außerschulische politische Bil-
dungsarbeit machen. Im Laufe des Jahres wurden bei
zwei Schulungen 40 ehrenamtliche Jugendliche für
diesen Projekttag ausgebildet.

In Kooperation mit der Ausbildungswerkstatt stand im
Projekt „Fit for life“ in der Region SüdOstNiedersach-
sen die Stärkung sozialer Kompetenzen am Übergang
von der Schule in das Berufsleben im Vordergrund.
Benachteiligte Jugendliche haben dadurch die Mög-
lichkeit bekommen, sich in Bereiche wie „Kunst und
Graffiti“ vorzuwagen sowie an einem Motivationstrai-
ning teilzunehmen. Parallel dazu stellt das Projekt eine

Qualifizierung für Ehrenamtliche in der Arbeit mit
Jugendlichen mit besonderem Förderbedarf an der
Schwelle des Berufseintrittes dar. Dabei stehen neue
Bildungskonzepte wie Kunst- und erlebnispädagogi-
sche Projekte im Mittelpunkt.

Das NextNetz-Projekt „Raus aus der Prinzenrolle, run-
ter von der Erbse und rein in den Geschlechterdschun-
gel“ in Göttingen ist ein Projekt zur Qualifizierung

ehrenamtlicher junger Erwachsener für die gewerk-
schaftliche Jugendbildungsarbeit. MultiplikatorInnen
wurden für die geschlechterreflektierende Bildungs-
arbeit mit so genannten bildungsfernen Jugendlichen
geschult. Denn für eine nachhaltige und emanzipative
Bildungsarbeit muss das Geschlechterverhältnis thema-
tisiert werden. Im Laufe des Projektes erarbeiteten sich
die MultiplikatorInnen methodische und inhaltliche
Bausteine. Mittlerweile bieten sie Projekttage und
Seminare für Schulklassen und Jugendgruppen an.

Das NextNetz-Projekt „GATE – Gemeinsam Aktion &
Theater Erleben“ in der Region Oldenburg/Wilhelms-
haven hatte sich das Ziel gesetzt, ehrenamtliche
MitarbeiterInnen der DGB-Jugend in Erlebnis- und
Theaterpädagogik zu qualifizieren. So fanden Fort-
bildungen in Erlebnispädagogik, Szenischem Spiel und
Theaterspielen statt. Anschließend konnten die Teil-
nehmerInnen diese Qualifikationen in Kooperation mit
Jugendeinrichtungen aus dem Stadtgebiet Oldenburg
anwenden. 

Bremen

Auch dieses Jahr ist die DGB-Jugend wie andere bremi-
sche Jugendverbände von Kürzungen betroffen, was
weitreichende Konsequenzen für die nächsten Jahre
hat. Ob das bisherige Angebot in der Form noch wei-
tergeführt werden kann, ist zum momentanen Zeit-
punkt noch nicht absehbar.

Jugendbildungsarbeit
Im Rahmen der Jugendbildungsarbeit der DGB-Jugend
finden viele Aus- und Fortbildungen für Ehrenamtliche
statt. In der Hauptsache aber wird außerschulische Bil-
dungsarbeit durchgeführt. Zielgruppen sind vor allem
SchülerInnen von allgemein bildenden Schulen und
Berufsschulen. Mit zwei Bremer Schulen führt die
DGB-Jugend seit mehreren Jahren Unterrichtsangebote
im Bereich Arbeitslehre durch. Im Mittelpunkt stehen
dabei Mitbestimmung und Interessenvertretung.
SchülerInnen wählen sich ein Projekt und beschäftigen
sich außerhalb der Schule damit. 
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Jugend aktiv bei Demonstrationen 
Bei der Demonstration gegen Arbeitsplatzabbau am
1. März wartete die DGB-Jugend mit ihrer Aktion am
Kundgebungsort. Mit Arbeitsplatzleichen machte sie
auf die Vernichtung von Arbeitsplätzen aufmerksam.

Beim Tanz in den Mai gestaltete die DGB-Jugend ein
Zelt auf dem Domhof, auf der Mai-Demonstration gab
es einen Jugend-Musikwagen sowie einen Jugend-
Redebeitrag. Auf einem Hindernisparcour konnten Pas-
santen erleben, mit welchen Unwägbarkeiten Jugend-
liche auf dem Weg ins Berufsleben konfrontiert sind.

Kolumbien, Coca Cola und Gewerkschaften
Bei einer Abendveranstaltung am 7. Juli berichtete der
Schriftsteller Raul Zelik vom Leben und Arbeiten in
Kolumbien, von Coca Cola, von der Bedrohung im
Alltag durch Paramilitärs und vom Widerstand der
sozialen Bewegung. Danach gab es Cocktails ohne
Coke. Übrigens: Seit einem halben Jahr ist auch im
Gewerkschaftshaus in Bremen keine Coca Cola mehr
im Angebot.

Ausbildungs-Wanderpokal
Seit 1999 vergibt die DGB-Jugend einen Wanderpokal
für den besten „Ausbildungsbetrieb des Jahres“. Sie
verschickt Fragebögen an Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen sowie Ausbildungspersonalräte, in
denen nach der Qualität der Ausbildung in ihrem
Bereich gefragt wird. Preisträger für das Ausbildungs-
jahr 2005 war die Lürssen Werft, die in Bremen-Vege-
sack ihren Sitz hat.

ParoliDalli
Eine Veranstaltungsreihe verschiedener gewerkschaft-
licher Jugendgruppen informierte im vergangenen Jahr
zu den Themen „Generation Jobnomade, der Arbeit
hinterher“, „Praktikum: Dauercasting Berufseinstieg?“,
„Bedingungsloses Grundeinkommen – Ein Schritt in
die richtige Richtung?“. Darüber hinaus hat sich die
DGB-Jugend in diesem Jahr auf verschiedenen Berufs-
messen wie der Top-Job präsentiert.

Sachsen-Anhalt

Jugend bilden
Schwerpunkte waren die Aus- und Fortbildung von
ehrenamtlichen TeamerInnen, die sich in der außerschu-
lischen Bildungsarbeit engagieren, sowie außerschuli-
sche Bildungsangebote. Antirassistische Bildungsange-
bote wurden fortgesetzt und weiter entwickelt, eben-
so die Angebote zur beruflichen Orientierung und zur
Begleitung des Übergangs von Schule ins Berufsleben.
Unsere Bildungsveranstaltungen eröffneten Jugend-
lichen die Möglichkeit, sich mit der persönlichen
Lebens- und Berufswegeplanung sowie der Entwick-
lung eigener Fähigkeiten und Kompetenzen auseinan-
derzusetzen.

Let’s talk about politics
Jugendliche und MultiplikatorInnen der außerschuli-
schen Jugendbildung erhielten Angebote, die soziale
Kompetenzen vermitteln und festigen. Aufgrund der
Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt fanden die jugend-
politischen Stammtischgespräche „Let´s talk about…“
großen Zuspruch. Zu Themen wie „Perspektiven geben –
Ausbildungsplätze schaffen“ oder „Bilanz und Per-
spektiven der Landeshochschulpolitik“ gab es hitzige
Diskussionen mit Politikerinnen und Politikern.

MultiplikatorInnen qualifizieren
Um den aktuellen Anforderungen an eine jugendge-
mäße außerschulische Bildungsarbeit gerecht zu wer-
den, unterbreiten wir regelmäßig Angebote, die ehren-
amtliche TeamerInnen sowie MultiplikatorInnen der
Jugendarbeit befähigen, eigenständig Jugendbildungs-
veranstaltungen durchzuführen. Der ehrenamtliche
TeamerInnenarbeitskreis (TAK) wurde zur Unterstüt-
zung unserer gewerkschaftlichen Jugendbildungs-
arbeit weiter ausgebaut. Neben der Qualifizierung der
TeamerInnen hat der TAK Jugendbildungskonzepte
entwickelt, Veranstaltungen organisiert sowie die
Projekte der DGB-Jugend begleitet und unterstützt.
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Niedersachsen

Der Senioren-Arbeitskreis des DGB führt regelmäßige
Arbeitstreffen durch. In einer Klausurtagung befassten
sich die VertreterInnen der Gewerkschaften und der
DGB-Regionen mit den Herbstaktionen des DGB und
den damit zusammenhängenden Themen Gesund-
heitsreform, Rente mit 67, Steuerreform, Mehrwert-
steuer, Mindestlohn und Soziale Teilhabe.

In Abstimmung mit den Gewerkschaften in den DGB-
Regionen unterstützen die SeniorInnen vielfältige
Aktionen der Orts- und Kreisverbände. Am 21. Okto-
ber 2006, dem gewerkschaftlichen Aktionstag, haben
Hunderte von SeniorInnen aus unserem Bezirk an den
Demonstrationen mit dem Motto „Das geht besser.
Aber nicht von allein!“ in Berlin und Dortmund teilge-
nommen.

Im nächsten Jahr ist geplant, gemeinsam mit den
Gewerkschaften ver.di und IG Metall eine Arbeits-
tagung in Hustedt zu sozialpolitischen Themen durch-
zuführen.

Sachsen-Anhalt

Der Arbeitskreis Senioren hat sich regelmäßig getrof-
fen und verschiedene Themen besprochen. Der Vor-
sitzende Rolf Herrmann hat die Belange der Senioren
und Seniorinnen im Landesvorstand und im Bündnis
soziale Bewegung vertreten.

Im Februar hat der DGB eine Seniorenkonferenz zum
Thema Gesundheit und Pflege veranstaltet, die auf
großes Interesse gestoßen ist. Zum Thema Renten-
anpassung Ost an West haben GEW und ver.di einen
Stufenplan erarbeit, in dem die Angleichung an den
Entgeltpunkt West bis 2016 erfolgen soll.

Aktive Seniorinnen
und Senioren



Nach der Neukonstituierung der ehrenamtlichen
Vorstände in den DGB-Orts-, Kreis- und Stadtverbän-
den konnten die Akteure an ihre erfolgreiche Arbeit
des Jahres 2005 nahtlos anknüpfen. Neben den be-
währten Elementen des Bezirks wie dem gemeinsam
mit der Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN
Niedersachsen e. V. aufgelegten Seminar- und Schu-
lungsprogramm wurden erheblich mehr regionsnahe
Angebote in den Regionen entwickelt und durchge-
führt. Die Themenpalette reichte von der EU-Dienst-
leistungsrichtlinie über Rhetorikangeboten und der
Begleitung von Kampagnen bis hin zur Gesundheits-
politik. Immer öfter müssen sich die Ehrenamtlichen
auch mit dem Thema Rechtsextremismus und der Frage
einer aktiven Gegenwehr vor Ort auseinandersetzen.
Auch hierzu haben die DGB-Regionen und der Bezirk
Veranstaltungen angeboten und werden das auch in
2007 fortsetzen. Die Regionalisierung der Bildungs-
arbeit kommt den Anforderungen der Ehrenamtlichen
vor Ort sehr entgegen.

Zweites Standbein sind bewährte Veranstaltungen wie
„best practice“ und die Strategietagung mit dem dies-
jährigen Motto „FairTeilen“. Im Seminar „best practi-
ce“ wurden Möglichkeiten verstärkter Außendarstel-
lung behandelt.

Weiterer Schwerpunkt in 2006 war die Kommunalwahl
in Niedersachsen und die damit verbundenen Aktivitä-
ten der DGB-Regionen. Die Handlungsebene Kommu-
nalpolitik ist ein wichtiges Standbein für den DGB.
Darüber hinaus ist die Unterstützung von Aktivitäten,
Aktionen und Kampagnen des DGB und der Gewerk-
schaften durch Ehrenamtliche wichtiger und effektiver
Bestandteil gewerkschaftlichen Einflusses in der
Gesellschaft.

Die Arbeit der Ehrenamtlichen im DGB wird daher vom
DGB-Bezirk auch 2007 als einer der Schwerpunkte sei-
ner Arbeit betrachtet werden. Bewährte organisatori-
sche Elemente wie Strategietagung, Arbeitskreis Bin-
nenstruktur und regelmäßige Abstimmungen inhalt-
licher und organisatorischer Art mit den Regionen wer-
den weiterhin Bestandteil der Arbeit sein. Die Zusam-
menarbeit zwischen DGB-Ehrenamtlichen sowie Ehren-
amtlichen der Mitgliedsgewerkschaften soll aber auch
ausgebaut werden. Hierzu zählen auch gemeinsam
betriebene Service- und Informationsangebote der
Gewerkschaften wie das GiBS-Büro in Sulingen.
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Der DGB-Bezirk hat in Absprache mit der Internatio-
nalen Abteilung des DGB-Bundesvorstandes im
Frühjahr 2006 eine hochrangige Gewerkschaftsdele-
gation aus Belarus empfangen, der die Vorsitzenden
der Freien und Unabhängigen Gewerkschaften und
des Dachverbandes angehörten. Im Rahmen des
Programms fanden Arbeitsgespräche mit der Inter-
nationalen Abteilung der IG BCE in Hannover, dem
DGB-Bundesvorstand, der Friedrich-Ebert-Stiftung und
dem Auswärtigen Amt statt. Ziel ist es, die politisch
schwer unter Druck stehenden weißrussischen Gewerk-
schaften zu unterstützen und ihre Arbeitsmöglich-
keiten zu verbessern.

Im Herbst 2006 besuchte eine israelische Delegation
anlässlich des 30-jährigen Bestehens der Partnerschaft
mit der Gewerkschaft Histadrut in Haifa den DGB-
Bezirk. In Zusammenarbeit mit den DGB-Bezirken Ber-
lin-Brandenburg und dem Bezirk Nord wurde ein ein-
wöchiges Besuchsprogramm durchgeführt. Die Gruppe
unter Führung des Histadrut-Vorsitzenden Baruch Zaltz
besuchte Betriebe, lernte das Bildungs- und Qualifizie-
rungsprogramm der Gewerkschaften kennen und
knüpfte Kontakte zur Bremer Bürgerschaft. Die Erwei-
terung der Partnerschaft auf den DGB-Bezirk Nord
wird dazu beitragen, dass die geplanten Aktivitäten
auf eine breitere Basis gestellt werden.

Bremen-Bremerhaven

Partnerschaft CGIL Livorno
Seit der Verabschiedung der Partnerschaftserklärung
zwischen der CGIl Livorno und dem DGB Bremen-
Bremerhaven im Jahr 2003 fanden mehrere Treffen
statt. Nach dem Novembertreffen im Jahr 2005 in
Bremen und Bremerhaven verabredeten die Teil-
nehmerInnen, die Zusammenarbeit insbesondere im
Bereich der Hafen- und Logistikwirtschaft zu verstär-
ken. Schwerpunkt eines gemeinsamen Projekts, das
von der italienischen Gewerkschaft bei der EU-Kom-
mission beantragt  werden soll, ist die Diskussion über
europäische Mindeststandards in der Hafen- und
Logistikwirtschaft. Auch der Fachbereich Verkehr des
ver.di-Landesbezirks Niedersachsen-Bremen ist an dem
Projekt beteiligt.

Auf Einladung des DGB sprach Piero Nocchi, General-
sekretär der CGIL aus der Provinz Livorno auf der 1. Mai
Kundgebung in Bremen. Im Rahmen seines Besuchs
wurde das gemeinsame Projekt „Die soziale Verant-
wortung von Unternehmen“ vereinbart, in das auch
Solidarnosc Danzig miteinbezogen werden wird. Auch
dieses Projekt ist mittlerweile beantragt.

Partnerschaft Solidarnosc Danzig
Nachdem am 1. Mai 2004 in Danzig die Partnerschafts-
erklärung von Solidarnosc und DGB unterzeichnet
worden war, nahm die Regionsvorsitzende Helga Ziegert
im August 2005 an den Feierlichkeiten zum 25. Jah-
restag der Gründung von Solidarnosc in Danzig teil. Im
Dezember 2005 besuchte eine polnische Delegation
mit dem stellvertretenden Vorsitzenden Bogdan
Olschewski der Solidarnosc Danzig Bremen, um die
weitere Zusammenarbeit zu planen.

Internationaler Austausch



Aktive Pressearbeit in den drei Bundesländern
Die Öffentlichkeitsarbeits-Abteilungen in den drei
Bundesländern bearbeiten Presseanfragen, begleiten
die Veranstaltungen und politischen Aktivitäten der
Fachabteilungen durch tagesaktuelle Pressearbeit und
führen zu ausgewählten Themen Pressegespräche
durch. Unsere ExpertInnen sind außerdem gefragte
InterviewpartnerInnen, sei es bei Fragen zur Arbeits-
markt- und Ausbildungssituation, zu Gleichstellungs-
fragen, Umweltpolitik oder Fragen der Steuerreform.

Im Mittelpunkt der fünfzig Pressemitteilungen, die der
DGB Niedersachsen 2006 herausgegeben hat und die
in den meisten Fällen in den Medien Widerhall fanden
oder Anlass für Interviewanfragen gaben, standen lan-
despolitische Bewertungen und Forderungen. In Presse-
gesprächen stellte der DGB seine Aktivitäten zum Kom-
munalwahlkampf, die Forderung nach einem Armuts-
und Reichtumsbericht und die Bewertung der nieder-
sächsischen Umweltpolitik vor.

Das seit 2005 stattfindende gemeinsame Fastnach-
gespräch, ein Hintergrundgespräch der gewerkschaft-
lichen Pressesprecher für niedersächsische Medien am
Faschingsdienstag, dient zum einen der Kontaktpflege
und zum anderen der Vorstellung der Jahresplanung
der Gewerkschaften. Die sehr gute Resonanz bestätigt
das Konzept.

Auch der DGB Bremen hat sich per Pressemitteilungen
zum politischen Geschehen in Bremen und auf
Bundesebene zu Wort gemeldet und in den lokalen
Medien Resonanz gefunden. Außerdem wurden in
Bremen, Bremerhaven und Bremen-Nord zusammen
mit den Mitgliedsgewerkschaften kontinuierlich
Infostände organisiert.

DGB-Landes- und Bezirkskonferenz… Landeswahl-
kampf… EU-Dienstleistungsrichtlinie… Betriebsrats-
kampagne… Streik im Öffentlichen Dienst… Prakti-
kanten-Aktionstag… Koalitionsvertrag… Kampf gegen
Rechts… Diese Schlüsselwörter aus den Pressemittei-
lungen des DGB Sachsen-Anhalt spiegeln seine poli-

tischen Aktivitäten der vergangenen 12 Monate wider.
Sachsen-Anhalt verfügt nur über eine „magere“
Medienlandschaft, die zudem journalistisch auf das
Parlament orientiert ist. Das journalistische Interesse
reicht bis in die Kantine oder die Hintertreppen des
Landtages, übersieht aber zum Beispiel schon öffentli-
che Kundgebungen der Gewerkschaften, die auf dem
Vorplatz stattfinden. Professionelle Nachrichtengabe
und die berühmten „guten Kontakte“ helfen da kaum
weiter. In einem Land mit zwei Zeitungsmonopolen
und kaum einem ansässigen Korrespondenten einer
Überregionalen beackern wir ein schwieriges Feld. 

Die professionelle Routine vergangener Jahre stellt nur
zum Teil sicher, dass gewerkschaftliche Themen in den
Medien landen. Die wirtschaftliche Misere der Medien-
branche, die von den Anzeigen insbesondere des Han-
dels abhängig ist, hat die journalistischen Qualitäts-
standards verändert. Unter diesen Bedingungen wird
Pressearbeit für Gewerkschaften schwieriger. Die
Öffentlichkeitsarbeit des DGB muss deshalb immer
wieder nach neuen Formen suchen, um gewerkschaft-
liche Themen in die Medien zu bringen.
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Präsent im worldwideweb
Die Internet-Auftritte der drei Landesverbände sind ein
wichtiger Teil unserer Öffentlichkeitsarbeit. Die Inhalte
sind stets auf neustem Stand und spiegeln die Aktivi-
täten des DGB von Stellungnahmen, Positionspapieren
über Aktionen bis zu Demonstrationen. Ein regelmäßi-
ger Newsletter informiert DGB-Beschäftigte, Gewerk-
schaften, PolitikerInnen und interessierte BürgerInnen
einmal pro Monat über wichtige Themen und Termine.
TOVULA-Schulungen für Bezirks- und Regionsbeschäf-
tigte werden regelmäßig durchgeführt.

Seit dem Relaunch der niedersächsischen und sachsen-
anhalter Seiten im Jahr 2004 hat sich die Zahl der
monatlichen BesucherInnen auf unseren Internetseiten
rund verdoppelt. Besonders viele Zugriffe sind rund um
unsere Veranstaltungen zum ersten Mai zu verzeich-
nen. Regelmäßig gehen auch Anfragen zu Gewerk-
schaftsthemen per Internet bei uns ein. Das zeigt, wie
wichtig diese Informationsquelle für Journalisten,
Gewerkschaftsmitglieder und interessierte Bürgerinnen
und Bürger ist.
www.niedersachsen.dgb.de
www.sachsen-anhalt.dgb.de
www.dgb-bremen.de

Kampagnen entwickeln und umsetzen
Zur Kommunalwahl in Niedersachsen im September
2006 entwickelte der DGB-Bezirk kommunalpolitische
Positionen, die den DGB-Regionen als Argumenta-
tionshilfe für Veranstaltungen mit KandidatInnen zur
Verfügung gestellt wurde. Mit einem Flyer und einer
Postkarte wurden die Forderungen des DGB auf den
Punkt gebracht und an Bürgerinnen und Bürger ver-
teilt. Unser Ziel: Menschen zur Wahl zu bewegen und
sie aufzufordern, die Programme der Parteien auf
Arbeitnehmerfreundlichkeit zu überprüfen. Unsere
kommunalpolitischen Inhalte und Aktivitäten haben
wir im Juli den Medien vorgestellt. Zum Kommuni-
kationskonzept gehörte auch ein Brief an alle neuge-
wählten kommunalen SpitzenbeamtInnen nach der
Wahl.

Den Landtagswahlkampf in Sachsen-Anhalt begleitete
der DGB mit rund 20 Veranstaltungen. Über Presse-
arbeit und eine eigens eingerichtete Internet-Seite
haben wir über diese Veranstaltungen, die Wahlpro-
gramme, die KandidatInnen und eine „DGB-Wahl-
Synopse“ informiert. Diese Seite fand in politischen
Strukturen viel Anerkennung und hat es zur kooperie-
renden Quelle der renommierten Internet-Plattform
www.kandidatenwatch.de gebracht.

Zweiter Höhepunkt im Jahr 2006 war die Außendar-
stellung und Pressearbeit für das „Bündnis Mindest-
lohn Sachsen-Anhalt“, das auf der Internet-Seite
www.buendnis-mindestlohn.de dokumentiert ist. Die
Zusammenarbeit mit den Bündnispartnern war sehr
erfolgreich.

DGB-Filmpreis 2006
Seit 1998 vergibt der DGB-Bezirk seinen Filmpreis für
einen gesellschaftlich in besonderer Weise engagierten
Film. Die Zuschauer des 18. Internationalen Filmfestes
Emden Aurich Norderney 2006 haben mit ihrer Stimme
entschieden, dass der mit 5.000 Euro dotierte Preis in
diesem Jahr an den belgischen Regisseur Hans Herbots
für „Verlengd Weekend“ ging. Im Rahmen der Preis-
verleihungsgala im Neuen Theater in Emden überreich-
ten Peter Strüber von der Gewerkschaft transnet und
Tina Kolbeck, Pressesprecherin des DGB-Bezirks, den
Preis „Die Sinne“ an den Regisseur. Im Wettbewerb
um den DGB-Filmpreis standen fünf Filme von humor-
voller Dokumentation bis zum packenden Geisel-
drama. Mit „Verlengd Weekend“ hat sich das Pub-
likum für einen engagierten, aber trotzdem humorvol-
len Film entschieden. Das Geiseldrama erinnert mit sei-
nem sehr authentischen sozialen Hintergrund an Ken
Loach-Filme. Besonders der bekannte belgische Dar-
steller Jan Declair überzeugt in der Rolle des immer
loyalen Mitarbeiters, der plötzlich fallengelassen wird
wie eine heiße Kartoffel. 

Im Rahmenprogramm des Filmfestes hatte der DGB
außerdem zu einem Filmgespräch im eingeladen, bei
dem Michael Kleinschmidt vom Kölner Institut für Kino
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und Filmkultur die fünf nominierten Filme und deren
Themen- und Formenspektrum anhand von Ausschnit-
ten vorstellte. Wie jedes Jahr bestand bei der Blue
Hour des DGB, die 2006 im Apollo-Kino stattfand, für
Filmschaffende und Festivalbesucher Gelegenheit zum
gemeinsamen Talk rund um Filmthemen.

Medienpolitik
Die Gewerkschaften im DGB-Bezirk sind in den Rund-
funkräten des MDR und NDR sowie in den Medienan-
stalten der Länder vertreten. Die Pressesprecher arbei-
ten aktiv in der AG Medienpolitik beim DGB-Bundes-
vorstand mit.

Die medientechnischen und -politischen Entwicklun-
gen fordern ein stärkeres Engagement des DGB.
Insbesondere in den elektronischen Medien hat sich
die Arbeitswelt stark verändert, das gleiche lässt sich
über Mediennutzung und Programminhalte sagen. Der
DGB Sachsen-Anhalt bereitet sich darauf vor, die
anstehende Neuordnung technischer Verbreitungswege
soweit wie möglich aufklärend und kritisch zu beglei-
ten. In der DGB-Stellungnahme zum Koalitionsvertrag
der Landesregierung haben wir auf das bereits chroni-
sche Stadt-Land-Gefälle bei der für die Mediennutzung

notwendigen Infrastruktur hingewiesen. Außerdem
werfen die konzernbetriebenen Pläne zur Digitalisie-
rung von Rundfunk und Fernsehen zahlreiche Pro-
bleme beim Verbraucherschutz auf, die den Gewerk-
schaften nicht egal sein werden. 
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Otto-Brenner-Str. 7, 30159 Hannover
Fon: 0511 12601-0
Fax: 0511 12601-57
Net: www.niedersachsen.dgb.de

Bezirksvorsitzende 

Bezirksvorsitzender:
Hartmut Tölle
Stellvertr. Bezirksvorsitzender:
Udo Gebhardt
Sekretariat: Brigitta Moleski
brigitta.moleski@dgb.de
Fon: 0511 12601-21

Jugend

Frank Ahrens
frank.ahrens@dgb.de
Sekretariat: Ute Kamradek
Fon: 0511 12601-61

Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik/
Sozialpolitik/Handwerk

Ulrich Gransee
ulrich.gransee@dgb.de
Sekretariat: Christina Hensel, Christa Piatkowski
Fon: 0511 12601–25/-33

Bildungspolitik/
Arbeits- und Sozialrichter/
Öffentlicher Dienst/Beamte

Helga Papendick-Apel
helga.papendick@dgb.de
Sekretariat: Anke Schulze, Christa Woydte
Fon: 0511 12601–21/-54

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Umwelt und Europa

Bernd Lange
bernd.lange@dgb.de
Sekretariat: Christa Piatkowski
Fon: 0511 12601-33

Organisation/Interne Koordination

Walter Weike
walter.weike@dgb.de
Sekretariat: Tine Halm
Fon: 0511 12601–26 

Referentin für Organisation,
Frauen- und Gleichstellungspolitik
Dorothea Braunert
Fon: 0511 12601-68
dorothea.braunert@dgb.de

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Medienpolitik

Tina Kolbeck
E-Mail: tina.kolbeck@dgb.de
Sekretariat: Brigitta Moleski
Fon: 0511 12601-21
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DGB Landesbüro Bremen

Bahnhofplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon: 0421 33576-0
Fax: 0421 33576-60
dgb-bremen@dgb.de
Net: www.dgb-bremen.de

Landesvorsitzende

Helga Ziegert
helga.ziegert@dgb.de
Sekretariat: Elisabeth Stelling und
Ursel Lüllmann
Fon: 0421 33 576-10/-11

Abteilung Organisation I, AK Frauen, 
Allgemeine und Berufliche Bildung

Henner Günther
henner.guenther@dgb.de
Sekretariat: Ursel Lüllmann und Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33576-26

Abteilung Organisation II/Bremen Nord,
Allgemeine Organisation/Binnenstruktur

Helmut Rattai
helmut.rattai@dgb.de
Sekretariat: Elisabeth Stelling und
Ursel Lüllmann
Fon: 0421 33 576-25

Abteilung Organisation III/Bremerhaven,
Hochschulpolitik

Reinhard Dietrich
reinhard.dietrich@dgb.de
Sekretariat: Hella Gallus
Fon: 0421 33576-20

DGB Jugend

Sabine Herold
sabine.herold@dgb.de
Sekretariat: Ursel Lüllmann und
Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33 576-21

DGB Landesbüro Sachsen-Anhalt

Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 62503-0
Fax: 0391 62503-27
Net: www.sachsen-anhalt.dgb.de

Landesvorsitzender

Udo Gebhardt
Sekretariat: Barbara Kaczmarek
barbara.kaczmarek@dgb.de
Fon: 0391 62503-15

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Arbeitsmarkt

Klaus Zimmermann
klaus.zimmermann@dgb.de
Sekretariat: Renate Döring
Fon: 0391 62503-21

Bildung und Frauen

Petra Richter
petra.richter@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22

Sozialpolitik, Öffentlicher 
Dienst / Beamte

Susanne Wiedemeyer
susanne.wiedemeyer@dgb.de
Sekretariat: Barbara Kaczmarek
Fon: 0391 62503-10

Jugend

Katrin Skirlo
katrin.skirlo@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-17/-30

Öffentlichkeitsarbeit, Grundsatz,
Medienpolitik, Migration

Bernhard Becker
bernhard.becker@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22



46 Jahresbericht 2006 • Unsere Regionen, Geschäftsstellen und Servicebüros

1
Region Ostfriesland – Nördliches
Emsland

Vorsitzender: Peter Goldschmidt

Jahnstraße 2, 26789 Leer
Fon: 0491 912130
Fax: 0491 9121315
leer@dgb.de

2
Region Oldenburg – Wilhelmshaven

Vorsitzender: Manfred Klöpper

Kaiserstraße 4 – 6, 26122 Oldenburg
Fon: 0441 218760
Fax: 0441 21876-54
oldenburg@dgb.de

Büro Wilhelmshaven

Weserstr. 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 04421 18010
Fax: 04421 180119
wilhelmshaven@dgb.de

3
Region Osnabrück – Emsland

Vorsitzender: Petra Tiesmeyer

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33806-0
Fax: 0541 33806-15/29
osnabrueck@dgb.de

Büro Lingen/ Grafschaft Bentheim

Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen/Ems
Fon: 0591 9128211
Fax: 0591 9128220
lingen@dgb.de

4
Region Bremen – Bremerhaven

Vorsitzende: Helga Ziegert

Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen
Fon: 0421 335760
Fax: 0421 3357660
bremen@dgb.dev

Büro Bremerhaven

Hinrich-Schmalfeldt-Str. 31b, 
27576 Bremerhaven
Fon: 0471 926270
Fax: 0471 9262711
reinhard.dietrich@dgb.de

5
Region Elbe – Weser

Vorsitzender: Annette Düring

Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 04721 35551
Fax: 04721 34895
cuxhaven@dgb.de

6
Region Nord-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Hans-Jürgen Dietrich

Heiligengeiststraße 28, 21335 Lüneburg
Fon: 04131 223396-0
Fax: 04131 223396-20
lueneburg@dgb.de

Büro Celle

Am Wasserturm 37, 29223 Celle
Fon: 05141 279657
celle@dgb.de

7
Region Süd-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Gundolf Algermissen

Wilhelmstr. 5, 38100 Braunschweig
Fon: 0531 480960
Fax: 0531 4809617
braunschweig@dgb.de

Büro Helmstedt

Harsleber Torstr. 15, 38350 Helmstedt
Fon: 05351 6351
Fax: 05351 42175

Büro Salzgitter

Chemnitzer Str. 33, 38226 Salzgitter
Fon: 05341 884441
Fax: 05341 884417
hansi.volkmann@dgb.de

Büro Wolfenbüttel-Nord

Rosenwall1, 38300 Wolfenbüttel
Fon: 05331 27984
Fax: 05331 902062

Büro Wolfsburg

Siegfried-Ehlers-Straße 1, 38440 Wolfsburg
Fon: 05361 27800
Fax: 05361 278030
wolfsburg@dgb.de

Unsere Regionen, Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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8
Region Niedersachsen-Mitte

Vorsitzender: Sebastian Wertmüller

Otto-Brenner-Straße 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 163870
Fax: 0511 1638734
hannover@dgb.de

Büro Hameln

Kastanienwall 52, 31785 Hameln
Fon: 05151 9366840
Fax: 05151 9366849
hameln@dgb.de

Büro Hildesheim

Osterstraße 39 a, 31134 Hildesheim
Fon: 05121 7499530, Fax: 05121 514953
hildesheim@dgb.de

Büro Holzminden

Wilhelm-Raabe-Straße 3
37603 Holzminden
Fon: 05531 4452
Fax: 05531 13841

Büro Nienburg/Weser 

Mühlenstraße 14, 31582 Nienburg
Fon: 05021 607077
Fax: 05021 961925
nienburg@dgb.de

9
Region Südniedersachsen – Harz

Vorsitzender: Lothar Hanisch

Obere Masch 10, 37073 Göttingen
Fon: 0551 44097, Fax:  0551 486382
goettingen@dgb.de

Büro Harz

Vititorwall 14, 38640 Goslar/Harz
Fon: 05321 22452. Fax:  05321 25477
goslar@dgb.de

10
Region Magdeburg – Altmark

Vorsitzender: Siegfried Stegner

Otto-von-Guericke-Straße 6
39104 Magdeburg
Fon: 0391 5334410
Fax: 0391 5334418
magdeburg@dgb.de

Büro Burg

Schartauer Str. 11, 
39288 Burg

Büro Haldensleben

Lange Str. 8
39340 Haldensleben
Fon: 03904 725541

Büro Salzwedel

Goethestr. 22
29410 Salzwedel
Fon. 03901 423423 
Fax: 03901 423101

Büro Schönebeck

Welsleber Str. 55
39218 Schönebeck
Fon: 03928 425049
SBK.DGB@t-online.de

Büro Stendal

Stadtseeallee 1, 39576 Stendal
Fon: 03931 715665
Fax: 03931 216080
magdeburg@dgb.de

11
Region Halberstadt

Vorsitzende: Dr. Elisabeth Martin

Theaterstraße 1, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 693022
Fax: 03941 443041
halberstadt@dgb.de

12
Region Dessau

Vorsitzender: Michael Kleber

Grenzstr 5, 06849 Dessau
Fon: 0340 800210
Fax: 0340 8002140
dessau@dgb.de

13
Region Sachsen-Anhalt/Süd

Vorsitzender: Johannes Krause

Augustastr. 1, 06108 Halle
Fon: 0345 6826911
Fax: 0345 6826910
halle@dgb.de

Büro Hettstedt

Markt 5, 06333 Hettstedt
Fon: 03476 398613

Büro Naumburg

Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 03445 703431
Fax: 03445 6826910

Büro Sangerhausen

Kylische Str 54, 06526 Sangerhausen
Fon: 03464 571753

Büro Weißenfels

Tagewerbener Str. 35, 06667 Weißenfels
Fon: 03445 703431

Büro Zeitz

Am Kalktor 21, 06712 Zeitz
Fon: 03441 310323
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Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.

Leiter: Hans Hoffmann

Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 16491-0
Fax: 0511 16491-26
E-Mail: lgst@arbeitundleben-nds.de
Net: www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e.V.

Geschäftsführender pädagogischer Leiter:
Udo Schmode

Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 62349-5 
Fax: 0391 62349-80
E-Mail: magdeburg@arbeitundleben-nds.de
Net: www.sachsen-anhalt.arbeitundleben.de

Informations- und Dokumentationsstellen
Gewerkschaften

TIB/UB Hannover, Gewerkschaftsarchiv

Fachbereichsbibliothek Sozialwissenschaften der NLB
Ansprechpartner: Winfried Kullmann

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 9.00-18.00h

Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2C 
30167 Hannover
Fon: 0511 7625455 
Fax: 0511 7625988
E-Mail: winfried.kullmann@tib.uni-hannover.de

Dokumentationszentrum Europäische
Gewerkschaftspublikationen (DEG)

Kooperationsbereich Universität – Arbeitskammer

Ansprechpartner: 
Wolfgang Wiezoreck-Heimann, Dr. Hans-Jürgen Hopp

Parkallee 39, 28209 Bremen
Fon: 0421 218-27 19
Fax: 0421 218-46 58
E-Mail: info@deg.uni-bremen.de
Net: www.deg.uni-bremen.de

Technologieberatungsstellen

Technologie-Beratungs-System der
Arbeitnehmerkammern Bremen

Bürgerstr. 1, 28195 Bremen
Fon: 0421 36301-956
Fax: 0421 36301-999
E-Mail: tbs.bremen@arbeiterkammer.de
Net: www.arbeiterkammer.de/tbs/

GAISA – Gesellschaft zur Förderung arbeitsorien-
tierter, innovativer Strukturentwicklung in
Sachsen-Anhalt e. V.

Geschäftsführer: Dr. Uwe Neumann 

Stresemannstr. 18 – 19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 6106690 
Fax: 0391 6106699
E-Mail: gaisa@t-online.de 
Net: www.gaisa.de

Technologieberatungsstelle (TBS) 
beim DGB Niedersachsen

Ansprechpartner: Dr. Michael Bonder

Gredelfeldstr. 42, 30459 Hannover
Fon: 0511 16304-0
Fax: 0511 16304-20
E-Mail: info@tbs-niedersachsen.de
Net: www.tbs-niedersachsen.de

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)

Prof. Dr. Rudolf Hickel

Universitätsallee 21-23, 28359 Bremen
Fon: 0421 218327881
Fax: 0421 2182680
E-Mail: msalva@iaw.uni-bremen.de
Net: www.iaw.uni-bremen.de

Unsere Partner vor Ort



Kooperationsstellen Hochschulen-
Gewerkschaften in Niedersachsen/Bremen

Kooperationsstelle Hochschule und Gewerkschaften
an der Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg

Harald Büsing

Ammerländer Heerstr. 114-118, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
Fax: 0441 798192909
E-Mail: harald.buesing@uni-oldenburg.de
Net: www.uni-oldenburg.de/kooperationsstelle

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften in Osnabrück

Manfred Flore

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 3380718-14 und -16
Fax: 0541 3380718-77
E-Mail: koophgos@uni-osnabrueck.de
Net: www.koophgos.uni-osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim

Klaus Pape

Schloßwender Str. 5, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19785
Fax: 0511 762-19321
E-Mail: klaus.pape@zew.uni-hannover.de
Net: www.koop-hg.de

Kooperationsstelle Hochschulen – Gewerkschaften
Region SüdOstNiedersachsen an der 
TU Braunschweig

Claudia Schünemann

Konstantin-Uhde-Str. 4, 38106 Braunschweig
Fon: 0531 391-4280
Fax: 0531 391-4282
E-Mail: koop-son@tu-braunschweig.de
Net: www.koop-son.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Göttingen 

Dr. Frank Mußmann

Humboldtallee 15, 37073 Göttingen
Fon: 0551 394756
Fax: 0551 3914049
E-Mail: kooperationsstelle@uni-goettingen.de
Net: www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de

Kooperationsstellen Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
DGB Sachsen-Anhalt
Große Steinstr. 3, 06108 Halle (Saale) 
Fon: 0345 5523840
Fax: 0345 5527331
E-Mail: koop-dgb@uni-halle.de
Net: www.koop-dgb.uni-halle.de

49Jahresbericht 2006 • Unsere Partner vor Ort



50 Jahresbericht 2006 • Der Bezirk in Zahlen

D
er

Be
zi

rk
in

Za
hl

en

D
G

B-
M

it
gl

ie
de

rs
ta

ti
st

ik
–

N
ie

de
rs

ac
hs

en
St

an
d:

31
.1

2.
20

05



51Jahresbericht 2006 • Der Bezirk in Zahlen

D
G

B-
M

it
gl

ie
de

rs
ta

ti
st

ik
–

Br
em

en
St

an
d:

31
.1

2.
20

05



52 Jahresbericht 2006 • Der Bezirk in Zahlen

D
G

B-
M

it
gl

ie
de

rs
ta

ti
st

ik
–

Sa
ch

se
n-

A
nh

al
t

St
an

d:
31

.1
2.

20
05



Hartmut Tölle
Vorsitzender

Udo Gebhardt
stellv. Vorsitzender

Bernd Lange Ulrich Gransee Frank Ahrens Helga Papendick-Apel Tina Kolbeck

Wirtschafts- und
Strukturpolitik

Umweltpolitik

Hochschulpolitik
Europapolitik/

Projekte

Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungspolitik/

Sozialpolitik

Handwerk

Organisation/
Interne Koordination

Arbeitsschutz

Jugendpolitik

Migration

Bildung

Berufliche Bildung

Frauen- und
Gleichstellungspolitik

Öffentlicher Dienst/
Beamte/ Arbeits-
und Sozialrichter

Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit

Personal
Petra Hinske

Finanzen/Controlling
Bärbel Niederhut

PC-Anwendung/
Datenverarbeitung

Gunda Jortzig

Organigramm des Bezirks

Walter Weike

Senioren

Organigramm 
der Bezirksverwaltung
(Stand Dezember 2006)






